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Justizsystemfehler in der Schweiz 
Der Justizsystemfehler der Schweiz blockiert eine faire und transparente Behandlung von Gerichtsprozessen und

erschwert die Aufhebung von Missständen in Behörden und auf Bundesebene.

1. Personendaten 
Daten zur Person und Anschrift.

0001: Name und Vorname
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0002: Geschlecht
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Weiblich
Männlich

* 0003: Welche Funktion ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

GemeindepräsidentIn
GemeindeschreiberIn
Mitarbeiter
Bürger

0004: Beruf und Zweittätigkeit
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0005: Ich bin einer politischen Partei angehörig :
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

* 0006: Ich bin einer gemeinnützigen Organisation, z.B. Rotary, Lyon oder and. angehörig :
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

Bitte schreiben Sie einen Kommentar zu Ihrer Auswahl

0007: Optional : Parteiangehörigkeit welcher Partei ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

0008: Optional : Geburtsdatum ?
Bitte ein datum eingeben

* 0009: Emailadresse offiziell :

Bitte in der Form : 
"GemeindepräsidentIn Horgen ZH“

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

    /     /   
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"GemeindepräsidentIn Horgen ZH“
<roland.muster@gmx.ch>

* 0010: Postadresse

Strassennummer, PLZ, Ort. Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0011: Ich habe mich im Newsletter für dieses Projekt schon eingetragen : 
Hinweis : Sie können diesen Link benutzen und es wird sich ein neues Fenster öffnen.

Tragen Sie sich entsprechend diesem Muster ein : 
„GemeindepräsidentIn Horgen ZH“

<roland.muster@gmx.ch > 
„GemeindeschreiberIn Musterhausen SH“

<rolanda.muster@bluewin.ch > 
„MitarbeiterIn Musterhausen SG“

<marco.muster@musterhausen.ch > 
Wir werden Sie nach der Auswertung aller Umfragen mit Infos

und einer Strategie beliefern.  Sobald wir andere
Ansprechpartner oder ein Komitee, z.B. eine Arbeitsgruppe in

Ihrer Gemeinde aufgestellt haben, können Sie sich auch wieder
aus dem Newsletter austragen, sofern gewünscht. Beachten Sie
auch den privaten Newsletter für Nicht-Gemeindeangehörige : 

Newsletterlink Arbeitsgruppen und Mitstreiter

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 0012: Ich vertrete in dieser Umfrage :
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

nur meine eigene Meinung
die Meinung der Gemeindebürgermehrheit mit mir 
die Meinung der Gemeindebürgermehrheit ohne meine Meinung

10. Zielfassung für nationalen / kantonalen Informationsfluss
* 1: Um das Justizsystemproblem anzugehen, ist es vor allem zuerst wichtig, viele Bürger und Bürgerinnen
darüber zu informieren. 
Wie sollen wir nach Ihrer Meinung vorgehen ? Haben Sie Anregungen oder weitere Ideen dazu ? (Ausser
Inseraten, Internethomepages, Zeitungsmeldungen, Flugblättern, Werbung, Interviews, Vorträge, usw.)

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 2: Sind Sie auch der Ansicht, dass das Systemproblem nur gezielt angegangen werden kann, wenn eine
genügend grosse kritische und informierte Personenmenge erreicht wurde, und das entspr. Problem genau
beschrieben und fixiert wurde, und wenn die beteiligten Politiker / Juristen das Volksmehr zu spüren
bekommen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

3: Bemerkungen zu obiger Frage.
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/cgi-bin/Newsletter-cgi-bin/newsletter.cgi
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Newsletter-php/Inhalt-Newsletter-Projekt-Brunner.html
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4: Könnten Sie sich vorstellen, auch Demonstrationen oder Bürgerkundgebungen zu organisieren, oder zu
einer Infokundgebung im grösserem Stil beizutragen ? Wenn ja, wie ? Sind Sie dazu eher in der Lage, wenn
Sie wissen, dass andere Gemeinden dies auch befürworten oder darüber informiert wurden ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 5: Haben Sie auch schon die Erfahrung gemacht, dass bestimmte Vorfälle nicht in den Medien gebracht
wurden, respektive zensiert wurden ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

6: Wenn ja, welche (Wer, wie, was, wo, wann) ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 7: Stimmt die Aussage : „In der Schweiz gibt es keine Zensur. Aber sie funktioniert.“ ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

* 8: Falls Sie die Aussage oben noch präzisieren wollen : Trifft der Zensurvorwurf eher auf die Grossmedien,
Print-, TV- oder Radiomedien, oder auch Lokal- und Kleinzeitungen zu ? 
Wie schätzen Sie es ein, oder kommt es auch auf das Thema drauf an, dass überall zensiert wird ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

9: Aus welchen Informationskanälen informieren Sie sich über Abstimmungen, Bundesvorgaben und
politische Diskussionen ? (Web, Zeitung, Radio, amtl. Veröffentlichungen, Mund zu Mundpropaganda,
Inserate, Plakate, Reden, etc.)

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier
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10: Wie kann (oder sollte) man die Glaubwürdigkeit von (irgendwelchen) Aussagen überprüfen ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 11: Werden Sie das Justizsystemproblem vor dem Kantonsrat thematisieren ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

12: Haben Sie ein Druckmittel gegenüber der Bundespolitik, um das Justizsystemproblem zur Lösung zu
bringen ? (Anmerkung : Z.B. Abgaben oder Statistikinformationen, die Sie dem Bund oder dem Kantonsrat
verweigern könnten, um damit Fortschritte in der Bekämpfung des Amtsschimmels oder der Justizprobleme
schneller zu erzwingen. Diese Massnahme wäre besonders hilfreich, wenn viele Gemeinden schweizweit ein
Druckmittel umsetzen würden, falls es notwendig werden würde. Es ist naheliegend, dass der Informations-
oder Handlungsfluss manchmal an grösseren Hürden zum Stoppen kommen kann.

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 13: Sind Sie auch eher ein Realist oder Pragmatist, der eher auf schriftliche Versprechen mehr wert legt, als
auf „mündliche und leere“ Versprechungen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 14: Werden Sie auch Ihr Handeln nach diesen Sicherheitsvorsätzen (Vertrags- und Versprechungssicherheit,
Interpretationsspielraum bei einigen angegangenen Politkern) umsetzen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
Weiss noch nicht

15: Wie Richter und die Amtsmafia "Querulanten" abserviert : Am Beispiel von Harry Heutschi, dem Entdecker
des AHV-Betrug am Volk : 

"Einweisung in die UPD zur weiteren Beurteilung i.R. eines rFFE. Der Patient (Harry Heutschi) habe gemäss
Unterlagen von RSTA Bern gegenüber einzelnen Mitgliedern des Obergerichts massivste Drohungen
ausgestossen und dies nicht zum ersten Mal und auch gegenüber verschiedensten Behördenstellen, z.B.
Steuerverwaltung, Ausgleichskasse, Bundesamt für Sozialversicherung etc. Die Drohungen gegenüber den
Obergerichtsmitgliedern haben dazu geführt, dass diese während des Wochenendes polizeilich geschützt
werden mussten, konkret vorgefallen ist jedoch nichts."
Quelle : Aus den Untersuchungsakten über Herrn Harry Heutschi, Seite 10, vom 13.5.2003. 
Bemerkung : Kommt ein Schweizer Bürger dem Polit-Justiz-Mafia-System in der Schweiz zu nahe, wird er mit
psychiatrischen Mitteln oder erfundenen "Konstruktionen" und Drohungen kalt gestellt. In diesem Fall haben
die Richter und die Behörden (z.B. verantwortlichen Delinquenten) versucht, Herrn Heutschi
"Querulantentum" und "Gewalt gegen die Staatsmacht" anzuhängen, was aber unsinnig ist, da wie der
Befund es beschreibt, "nichts vorgefallen" ist. Das Problem aber ist, dass man als Betroffener nichts beweisen
oder machen kann, wenn die zuständigen Stellen untereinander konspirieren und korrupt sind. Bemerkungen
:

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.ahv-ch.info/index.php?l=de&id=film
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* 16: Die widerrechtliche Verhaftung von Alex Brunner im Jahre 2004: 
Seite 2, siehe http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf
Ihr Eindruck ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Unfassbar !
Das hätte ich nicht für möglich gehalten !
Erstaunen.

* 17: Widersprüche vor und im Gericht : 
Ein Beispiel : „Der Beschwerdeführer weist zu Recht auf den im angefochtenen Entscheid enthaltenen
Widerspruch hin, wonach ihn die Anklagekammer einerseits nur als Anzeiger ohne eigentliche Parteirechte
betrachte, ihm andererseits aber dennoch Kosten auferlege, wie wenn er als Privatstrafkläger am Verfahren
beteiligt gewesen wäre.“
Frage : Was finden Sie dazu ? Wie werden solche Verfahrensfehler korrigiert, wenn kein Richter oder Politiker
gegen solche Missinterpretationen vorgehen will, oder keinen Handlungsspielraum sieht ? Etwa nur durch
Öffentlichkeitsdruck ?
Bemerkungen :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

18: Wie die UBS am AHV-Betrug beteiligt war und wie ein CVP-Bundesrat einen Betrug deckte : 
"Herr Heutschi erklärt uns, dass der Grund für seine jetzige Einweisung (zur Klinik, Psychiatrie) eine sehr
komplexe Angelegenheit sei, die 1996 angefangen habe, als er im Auftrag des Eidgenössischen Departements
für Inneres als externer Finanzexperte bewiesen habe, dass rund 27 Milliarden Franken von der AHV auf
illegale Weise von verschiedenen Banken übernommen wurden, hauptsächlich von der UBS (als
Globalverwalter). 
Herr Heutschi habe Beweise sichergestellt, er habe auch für den Schuldigen Überführungsfragen geliefert und
verschiedenen Persönlichkeiten von der Politik, u.a. Frau Dreifuss, vorgelegt. Diese Beweise habe er immer
noch. Das ganze Gold, Wertpapiere und Geld von der Nationalreserve sei weg und dies durch die UBS. Das
Gold wurde mit Panzern transportiert, dies vom Bundeshaus in mehreren Transporten. Das Gold befinde sich
jetzt in Fort Knox in den Vereinigten Staaten (Stand 2003). 1998 wurde das Ja vom Volk für die
Mehrwertsteuererhöhung eigentlich erpresst durch die Alternative, massive AHV-Beitragserhöhungen
bezahlen zu müssen, dies sei durch einen falschen Bericht in Gange gebracht worden. Herr Heutschi habe
Beweise. Er habe auch geklagt. 
Herr Heutschi habe 1997 Frau Carla del Ponte von der Bundesstaatsanwaltschaft getroffen und ihr den Betrug
von dem AHV-Geldtransfer von 1996 vorgelegt. Frau Carla del Ponte habe sofort Strafanzeige gegen Herrn
Kohler (http://de.wikipedia.org/wiki/Arnold_Koller) eröffnet, gleich danach bekam Frau del Ponte den
Blauen Brief und sie wurde nach Strassburg zurück versetzt."
Quelle : http://www.ahv-ch.info/files/KG-Akten_1UPDKopienv.24.04.06unvollstndigundungeordne.pdf
Bemerkungen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

19: Die Entstehung der Justizwillkür : 
„Hier wird anhand von offiziellen Amtsdokumenten nachgewiesen, dass mit der Einstellung der

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf
http://www.ahv-ch.info/files/KG-Akten_1UPDKopienv.24.04.06unvollstndigundungeordne.pdf
http://de.wikipedia.org/wiki/Arnold_Koller
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parlamentarischen Oberaufsicht die Gerichte begonnen haben willkürlich zu urteilen und damit ein
klandestines Netzwerk zu begünstigten. Politik und Justiz haben diese Kriminalität miteinander eingeführt
und sie sind nicht gewillt, diese rückgängig zu machen.“
Quelle : http://www.brunner-architekt.ch/politik/staats.html Schlussfolgerung daraus : Müssen wir uns
nicht von dieser Justiz und Politik im Gesamten, und zwar radikal trennen, damit die „krebsartige“ Willkür
abgeschafft werden kann ?
Bemerkungen :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

20: Teilproblem „Regierung und Kantonsrat hören nicht auf konstruktive Kritik“, es wird kein rechtliches
Gehör gewährt :
Alex Brunner schreibt : „Am 9. April 2005 habe ich Ihnen eine Eingabe betreffs des neu eingeführten
Ermächtigungsverfahren in Strafsachen gemäss Art. 22 Abs. 6 StPO (=Strafprozessordnung) eingereicht,
dieses nochmals zu überdenken. Sie haben ausgerechnet das St. Galler Modell des Ermächtigungsverfahren
gewählt, von dem nicht nur bekannt, sondern auch erstellt ist, dass dieses objektiv gegen Bundesrecht
verstösst und dieses die massive Behördenkriminalität begünstigt hat. Leider habe ich in der Zwischenzeit
weder eine Eingangsbestätigung noch einen Bescheid über eine allfällige Prüfung erhalten. Ebenfalls konnte
ich nirgends Hinweise finden, dass dieses Verfahren einer erneuten Prüfung unterzogen wurde. Somit steht
fest, dass der Kantonsrat Ziel und Zweck dieses Verfahrens kennt und nicht wieder aufheben will, womit er
die organisierte Kriminalität im Kanton vorsätzlich fördert. Im Weiteren habe ich diese Eingabe mit Schreiben
vom 7. September 2005 gemahnt.“ Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Bemerkungen :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 21: Finden Sie das Vorgehen des Kantonsrats Zürich in der letzten Frage in Ordnung ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein
Das ist eine Schweinerei !
Viele Politiker haben gewusst, um was es ging. 

* 22: Inhaltliche Prüfung von Gerichtsurteilen : 
Am 8. Mai 2005 habe ich Ihnen eine Strafklage gegen diverse Oberrichter eingereicht, selbstverständlich, weil
diese das Ermächtigungsverfahren willkürlich anwenden, so wie es die St. Galler seit Jahrzehnten
praktizieren, damit die Behördenkriminalität wundervoll gedeihen kann. Im Kanton Zürich war das natürlich
ebenfalls Absicht, die gleiche Behördenkriminalität zu züchten – soweit sie nicht schon vorhanden ist wie im
Kanton St. Gallen. Doch auch diese Anzeige wurde nicht gründlich geprüft. Man konnte diese ja auch formell
nicht, weil Art. 34a Abs. 3 des Kantonsratsgesetzes im Wege steht, indem die Gerichtsurteile inhaltlich nicht
geprüft werden dürfen. Doch dies wäre Voraussetzung für eine sachgerechte und objektive Beurteilung.
Quelle : http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Frage : Oft ist es ja so, dass man Willkür hinter gut „klingenden“ und auf den ersten Blick plausiblen
Erklärungen und Ausreden abstützen kann. Wie wird in Zukunft verhindert werden, dass eine
Ausrede/Willkür von Richtern oder Politikern einfach von der breiten Masse oder anderen Politikern
akzeptiert wird, und wie stellt man falsche Urteile oder Gesetze wirksamer ins Rampenlicht, respektive wie
wird die Prüfung besser gemacht ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.brunner-architekt.ch/politik/staats.html
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
http://de.wikipedia.org/wiki/Strafprozessordnung_(Schweiz)
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
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* 23: Warum ist es nach Ihrer Ansicht notwendig, die inhaltliche Prüfung von Gerichtsurteilen durch den
Kantonsrat oder das Parlament wieder einzuführen und nicht unbeaufsichtigt zu lassen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 24: Wer kämpft gegen die Korruption und Behördenwillkür an ?
Alex Brunner : „Weil mir die Behörden auf allen Ebenen das Recht systematisch verweigern, mache ich mir
daher schon seit Jahren grundsätzliche Gedanken über die gesamte Situation. Ich frage mich deshalb, wie es
möglich ist, dass es zu einer solch gewaltigen Behördenkriminalität kommen konnte, denn ich unterstelle
auch heute noch nicht jeder Politikerin und jedem Politiker, dass sie sich vorsätzlich korrupt verhalten. Doch
leider kenne ich davon niemanden, der diese Korruption bekämpft. Ganz im Gegenteil, auf Schritt und Tritt
stelle ich immer wieder fest, dass diese Behördenkriminalität mit gesetzlichen Massnahmen erleichtert wird.
So auch im Kanton Zürich.
Quelle : http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Ihr Kommentar dazu, und wie Abhilfe geschaffen werden kann ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

25: Alex Brunner hält zur fragwürdigen und laschen Justizkommission fest : „2.4 Fazit. In Sachen der
parlamentarischen Oberaufsicht ist mir aufgefallen, dass aus den Protokollen der JUKO (=Justizkommission
des Kantones) nie, auch nicht ansatzweise, hervorgegangen ist, dass sie sich vor der Prüfungsarbeit
grundsätzliche Gedanken über die Kontrolle gemacht hätte und dabei in einer Stabsarbeit Kriterien oder
Hilfsmittel für diese Arbeit erstellt hätte.“ Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Frage : Dies können wir nun nachholen. Was für Kriterien und Gedanken empfehlen Sie zu diesem Problem ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 26: Keine richterliche Unabhängigkeit : 
Die richterliche Unabhängigkeit wurde lediglich dahergeredet, doch faktisch war sie früher besser umgesetzt
als heute. Heute muss, bis zum Beweis des Gegenteils, davon ausgegangen werden, dass die gesamte
Richterschaft diesem politisch-juristischen Netzwerk angehört. Würde nicht die gesamte Richterschaft dazu
gehören, so hätte sich der Rest schon längstens erheben müssen. Das hat er jedoch bis heute unterlassen.
Das ist die richterliche Unabhängigkeit und das Eingeständnis der Justiz für das Recht.“ 
Antwort :

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Das sehe ich auch so.
Das sehe ich anders.

27: Bemerkungen zu vorheriger Frage :

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
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Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

28: Beispiel Rudolf Schwenger, Hessischer Steuerfahnder, Zwangspensioniert : 
Wie weit Behördenwillkür und Unrecht führen können, beweist das Beispiel über die Steuerfahnder in
Frankfurt. Die Steuerfahnder waren so gut, dass sie wieder für die Banken- und Mafiawelt "zu gut" waren,
und gebremst werden mussten. Auch hier hat die Aufsichtsbehörde und sogar die deutsche Regierung auf
Länderstufe versagt. 

Youtube-Film vom 20.7.2009 :  
Linkbruch melden : "Kontaktformular"

* 29: Aufruf ans Volk! : Gerhard Ulrich
Auf der Seite http://swiss-justice.net/index1_dt.html werden Beispiele und Gerichtsfälle von Justizopfern
der gesamten Schweiz durch den Idealisten Herr Gerhard Ulrich aus 1100 Morges gelistet und kommentiert.
Dieser lebt heute untergetaucht bei Freunden und ist via Mail kontaktierbar. Ein Bild von ihm entnimmt man
hier : http://www.euro-justiz.net/24heures.080613/gerhard.ulrich-24h-080613b.jpg 
Frage : Finden Sie auch, dass man Gerhard Ulrich rehabilitieren sollte ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 30: Aufruf ans Volk! : Gerhard Ulrich
Gerhard Ulrich sollte die Möglichkeit erhalten, im Schweizer Fernsehen die Missstände an den
Bundesgerichten, in den Justiz- und Polizeiapparaten, usw. anzuprangern und zu erklären. Er sollte die
Möglichkeit erhalten, im Schweizer Fernsehen schweizweit bekannt zu werden, um im „Dienstagsclub“ über
die Tatsachen zu diskutieren. Wir fordern von der Direktorin des Schweizer Fernsehens eine 2 stündige
Dokumentation über Gerhard Ulrich während der Primetime und über die wichtigsten Gerichtsfehlurteile der
letzten 10 Jahre, um die Machenschaften bloss zu legen. 
Ich habe diese Petition ausgedruckt, unterschrieben, und werde sie mittels einem Sichtfenster-Couvert ans
Schweizer Fernsehen als Informationsaufruf senden.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

11. Massnahmen gegen Willkür, Korruption und Unrecht
* 1: Massnahmen zu Gunsten der Bevölkerung : 
Das verfassungsmässige Recht des Volkes verankern, dass dieses entweder einzelne oder alle Regierungsräte
oder aber nur den Grossen Rat abwählen kann. In letzterem Fall müsste dem Grossen Rat die Kompetenz
erteilt werden, einzelne oder alle Regierungsräte aus dem Amt abzuwählen.
- Weiter muss dem Kantonsrat der Auftrag erteilt werden, einzelne oder alle Regierungsräte straf- und

http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Kontaktformulare/Kontaktformular-Projekt-Brunner-Systemfehler.php
http://www.euro-justiz.net/24heures.080613/gerhard.ulrich-24h-080613b.jpg
http://swiss-justice.net/index1_dt.html
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Doks/Petition-Schweizer-Gemeinden-an-Schweizer-Fernsehen-Deltenre-wg-Gerhard-Ulrich.pdf
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finanzrechtlich zur Rechenschaft zu ziehen. - Zudem sollte nebst vielem andern auch klar festgehalten
werden, wer die oberste Behörde im Staate ist. 
- Wie weit Massnahmen zur Bereinigung des gegenwärtigen Zustandes und zur künftigen Verhinderung
aufzunehmen ist, bleibt zu klären.
Zustimmung :

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
Siehe meine Bemerkungen

2: Bemerkungen zu oben.
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 3: Kanton St. Gallen verarscht Bürger : 
Alex Brunner schreibt : „...Dadurch, dass die Vernehmlassung im Jahre 1998 lediglich durch die
Verfassungskommission durchgeführt worden ist, gingen auch deren Antworten wieder am selben Ort ein.
Dadurch hatte der Grosse Rat als eigentlich Beauftragter keine Kenntnis über die Stellungnahmen aus dem
Volk. Mit andern Worten, dem Grossen Rat war die Reaktion des Volkes gleichgültig.“
Quelle : Seite 45, http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/sg_kr_entwicklung_kantonsverfassung.pdf

Frage : Sollten direkte und sofortige Abwahlmöglichkeiten von Politikern als Gegeninstrument geschaffen
werden, wenn 90 % aller Gemeinden eines Kantones für die Abwahl eines oder mehrerer Politiker aufrufen,
inkl. Regierungsratmitglieder ? (z.B. durch Schaffung eines Abwahlgesetzes oder einer Direktive. Man
erinnere sich daran, dass Politiker vor der Wahl viel versprechen, aber im Amt kaum mehr dem Wähler
gehorchen oder in seinem Sinne handeln. Darum ein Ausgleichinstrument.)

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Stimme ich zu
Stimme ich nicht zu
Ist eine interessante Idee um diskutiert zu werden.

4: Bemerkungen zu obiger Frage und obigem Sachverhalt.
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 5: Festsetzung der Löhne und Gehälter im Amt : 
Gemäss Art. 55 Abs. 1 Pt. 3 der alten (Zürcher)-Verfassung bestimmt der Grosse Rat die Gehälter aller
Beamten und Angestellten, die vom Staat besoldet werden. In der neuen Verfassung sucht man aber
vergeblich nach dieser grossrätlichen Kompetenz. Damit hat der Grosse Rat diesen grössten Kostenfaktor der
Staatsrechnung diskussionslos aus der Hand gegeben. 
Der Verfassungsentwurf 99 ging zudem noch von einem separaten Verfassungsartikel über die
wirkungsorientierte Verwaltungsführung aus, der einige Verfassungskompetenzen von Parlament und
Regierung per Gesetz verändert hätte. Der WoV-Artikel fand aber keinen Eingang in die neue Verfassung.
Ungeachtet über oder ohne WoV hat der Grosse Rat genau wieder Kompetenzen abgegeben, die er während
den Sessionen wieder reklamieren kann, die Regierung werde immer mächtiger. So hat nun die Regierung die
Besoldung der Beamtenschaft in der Hand und der Rat kann lediglich über das Budget monieren. Die
Regierung kann dann aber darauf bestehen, dass die Löhne so hoch seien (beispielsweise doppelt so hoch wie
heute), dass diese Kosten eben erwachsen. Da die Kompetenz zur Gehaltsfestsetzung bei der Regierung liegt,
kann der Grosse Rat nur die Faust im Sack machen. Er hat nicht einmal die Möglichkeit, den Steuerfuss
entsprechend tiefer anzusetzen, denn auch dieser ist aufgrund der mutmasslichen Ausgaben anzusetzen.
Quelle : http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/sg_kr_entwicklung_kantonsverfassung.pdf
Sind Sie auch der Meinung, dass hier dringender Handlungsbedarf gegeben ist ?

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/sg_kr_entwicklung_kantonsverfassung.pdf
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/sg_kr_entwicklung_kantonsverfassung.pdf
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Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 6: Ihr Vorschlag, Ihre Gedanken zu obigem Text ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

7: Warum wird konkreter Vorschlag nicht im Kantonsrat St. Gallen umgesetzt ?
Alex Brunner schreibt : „Zum Gutachten von Dr. Franz Riklin kann die RPK (=Rechnungsprüfungskommission)
keine Stellung beziehen, da es ihr – bzw. dem Grossen Rat – nicht zugestellt wurde. Unverändert besteht
sodann die Möglichkeit, das Anliegen auf politischem Wege mittels Vorschlag zu einer Gesetzesänderung
weiterzuverfolgen. 
Quelle : Seite 2. http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Kanton_St_Gallen/sg_kr_protokoll_kr_20020507.pdf
Frage : Eigentlich schade. Problemlösungsvorschläge wären wie in diesem Fall von Alex Brunner vorhanden.
Am politischen Willen und an der korrekten Umsetzung von Verbesserungen aber happert es. 
Wie ist in einem solchen Fall nach Ihrer Meinung umzugehen ? Alle Kantonsräte mit Eiern bewerfen, oder
durch PR-Aktionen Druck machen ?
Bemerkung :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 8: Möglichkeiten auf das „System“ und das Justizwesen Einfluss zu nehmen, sind mit Initiativen, Petitionen
und Vorstössen möglich. 
Die meisten Teilprobleme des Justizsystemswesens lassen sich durch Gesetzesänderungen am Gerichts- und
Prozess- und Verwaltungsrecht und in Verordnungen regeln. Das Volk kann, sofern es unverbindliche
Anliegen sind, Petitionen einreichen, oder kantonal oder Bundesweit eine verbindliche Initiative einreichen.
„Petitionen : In seiner gesetzgeberischen Funktion nimmt das Parlament unter anderem von Anliegen
Kenntnis, die ihm in Form von Petitionen unterbreitet werden und auf Gesetzesrevisionen hinzielen.“ 
Zudem ist es möglich, mit neuen kontrollierenden Instrumenten die Richter und Behörden zu überwachen,
und Meldestellen für Justizübertretungen einrichten. Diese müssen aber möglichst volksnah, am Besten durch
Privatbürger mit wechselnder Sonderbefugnis zu amtlichen Stellen und der Staatsanwaltschaft geschaffen
werden, und dürfen nur auf eröffnete Gerichtsverfahren Bezug nehmen, um weitere Willkür von Seiten des
Volkes einzugrenzen. 
Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_rk_antwort_eingabe_2u3.pdf

Denken Sie, dass ein Lösungsweg politisch beschritten werden kann, um das Justizsystemproblem zu lösen,
oder braucht es noch mehr und andere Instrumente ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Kanton_St_Gallen/sg_kr_protokoll_kr_20020507.pdf
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_rk_antwort_eingabe_2u3.pdf
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* 9: Personen und Institutionen gesucht, die die Missstände beheben : 
Alex Brunner schreibt : "...Da mir die Ratio der Parlamentarier unberechenbar ist, suche ich im Vorfeld eines
Weiterzugs nach Bern Personen und Institutionen, die dieses Ermächtigungsverfahren als willkürlich und
bundesrechtswidrig brandmarken, damit es raschmöglichst aufgehoben wird...."
Quelle : Seite 2, http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Kanton_Zuerich/zh_reg_anfrage_unterstuetzung.pdf
Frage : Wer kann Alex Brunner dabei wie und wo helfen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 10: Missstände werden nur angegangen, wenn Sie auch wirksam publik werden !
Die 20-Minuten-Zeitung schreibt am 17.9.09 über die SP-Politikerin Monika Stocker und die 2 gekündigten
Sozialhilfearbeiterinnen : «Ich kann heute immer noch in den Spiegel schauen», sagte Zopfi zu ihrem Motiv
vor den Schranken. Sie habe während ihrer täglichen Arbeit die Missstände erkannt und ihre Erkenntnisse
ihren Vorgesetzten gemeldet. Diese hätten aber nur abgewinkt und nicht reagiert. Der Gang zur Presse wäre
die letzte Möglichkeit gewesen, um etwas zu bewegen, sagte sie. Wyler wurde noch deutlicher: So habe die
Führung des Sozialdepartements die Öffentlichkeit von A bis Z angelogen. Man sah, wie das Sozialamt
Millionenbeträge verschleuderte und jegliche Kritik ignorierte. Waren Esther Wyler (50) und Margit Zopfi (59)
Heldinnen oder Verräterinnen? Auf diese zentrale Frage hatte das Bezirksgericht Zürich am Donnerstag eine

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Kanton_Zuerich/zh_reg_anfrage_unterstuetzung.pdf
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überraschend klare Antwort bereit: Heldinnen, die laut Urteil im Rahmen eines übergesetzlichen
Rechtfertigungsgrundes straflos das Amtsgeheimnis gebrochen hatten.“
Bemerkung : In diesem Beispiel wird klar gezeigt, dass die Missstände im Departement Monika Stocker kaum
öffentlich geworden wären, wenn nicht die Weltwoche (ob aus politisch motivierten Antrieb oder nicht, sei
dahin gestellt), die Berichte der Sozialarbeiterinnen veröffentlicht hätte. Da war es naheliegend, dass das
kriminelle Netzwerk in der Person einer Zürcher Oberrichterin keine Wahl hatte, die beiden Angeklagten frei
zu sprechen. Jedoch rächte sich das System prompt : Der Stadtrat hatte das Urteil weiter gezogen, damit der
Anklagepunkt „Amtsgeheimnisverletzung“ neu interpretiert und definiert wäre. 

Siehe : http://www.tagesanzeiger.ch/zuerich/stadt/WhistleblowerProzess-Stadtrat-laesst-nicht-
locker/story/23585900 Sicher ist nur, dass der Ausgang wieder dem Netzwerk passend ausgelegt werden
wird, so dass wieder Gras darüber wachsen kann. Frage : Finden Sie, dass das Urteil so rechtskräftig bleiben
sollte, und eine Signalwirkung ausstrahlen sollte ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 11: Zu obiger Frage : Finden Sie es auch völlig daneben, dass die Verwaltung und der Zürcher Stadtrat das
Urteil angefochten haben, und keine Einsicht oder Demut zeigen wollen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

Bitte schreiben Sie einen Kommentar zu Ihrer Auswahl

* 12: Können Sie uns darin helfen, vor Ort in Ihrer Gemeinde eine Arbeitsgruppe zu gründen, oder eine
geeignete Gruppe anzusprechen oder eine neue zu initiieren, die uns dabei helfen würde, Unterschriften für
Petitionen, Gesetzesänderungen, Initiativen, Bittschreiben, usw. zu verteilen, zu sammeln, und an uns zu
schicken ? Es geht dabei darum, ein Organisationsnetz zu knüpfen, um das Justizsystemproblem gezielt und
vor allem gesamtschweizerisch anzugehen. Wie Sie diesem 

target="_blank">Beispiel entnehmen können, wird nur ein Mehrheitsentscheid in einem Kantons- oder
Nationalratsparlament Früchte tragen. Von uns und Herr Brunner angegangene Einzel-Politiker sind entweder
zu feige, haben keine Lust sich als Einzelkämpfer vor anderen Politikern zu exponieren, oder können dem
Druck auch nicht stand halten, da andere Politiker möglicherweise auch dem kriminellen Netzwerk angehören,
und sich somit quer stellen, wenn nicht von der Basis ein Gegendruck kommt, der die Einzelinteressen und
Einzelimagebedenken der Politiker übertrumpfen würde. Dass neue und frische Politiker sich nicht die
Zukunft verbauen wollen, ist natürlich auch verständlich.
Sie als Gemeinderat, werden Materialien und Vorlagen entweder per Newsletter oder dann durch die Seite
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch als Download bekommen.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ich helfe gerne
Ich helfe nicht !

12. Zielfassung für nationale / kantonale Gruppen/Interessensbildungen
* 1: Sind Sie der Ansicht, dass es möglich ist, lokale, kantonale und nationale Interessensgruppen zu bündeln,
sofern diese das gleiche Ziel verfolgen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

2: Welche Probleme könnten sich diesem Vorhaben aus Ihrer Sicht in den Weg stellen ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Beispiele/Beispiel-Monika-Stocker-20-Minuten-Online-Whistleblower-freigesprochen-Asylwesen-17-9-09.pdf
http://www.tagesanzeiger.ch/zuerich/stadt/WhistleblowerProzess-Stadtrat-laesst-nicht-locker/story/23585900
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Beispiele/Beispiel-Einzelkampf-gegen-System-unmoeglich-mit-Politikern-Reimann.pdf
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* 3: Sind Sie bereit, für die Erreichung einer nationalen Umbruchbewegung oder Koordinationsstelle gegen
Korruption oder das Justizsystemproblem als Schnittstelle mit uns zu dienen, und Informationen weiter zu
leiten ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 4: Können Sie sich vorstellen, die Schnittstellenfunktion auf längere Sicht zu übernehmen, sofern es nicht
allzu viel Zeit in Anspruch nimmt, der Anspruch aber berechtigt und notwendig ist ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 5: Bemerkungen zu obiger Frage, z.B. zeitliches Limit :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

6: Können Sie uns aktive Ansprechpartner oder Interessensgruppen in Ihrer Gemeinde mitteilen, die wir
direkt kontaktieren können, um den Justizsystemfehler zu beheben ? (Bitte beachten Sie, dass Sie die
entsprechenden Personen zuerst anfragen und dass diese einwilligen, bevor Sie hier einfach Personendaten
weiter geben.)

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 7: Werden Sie uns, d.h. Alex Brunner und seine in der Sache mithelfenden Mitstreiter aktiv unterstützen
können ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

8: Bemerkung zu oben: Wo würden Sie die Grenze der Mitunterstützung sehen, vorausgesetzt, es handelt sich
nicht mehr um Grundrechte und wichtige Staatsfunktionen, die ein Staat oder unser Land einfach erbringen
müsste ? (Bemerkung : Wir wollen auf keinen Fall politische Werbung oder kommerzielle Ziele erreichen. Die
Frage zielt mehr darauf ab, um abzuklären, dass Sie keine Zielkonflikte mit anderen Personen oder Ämtern
bekommen.)

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 9: Sind Sie damit einverstanden, dass wir in weiteren Online-Umfragen zusammen eine Strategie
erarbeiten, um alle Gemeinden oder Bürger auf eine Linie zu bringen, und um möglichst auf kürzestem Weg
mit den optimalsten Methoden unsere Ziele zu erreichen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
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10: Falls Sie bereits jetzt schon ein konkretes Ziel oder eine Stossrichtung vor Augen haben, um das
Justizsystemproblem zu lösen, könnten Sie es hier schon mitteilen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 11: Könnten Sie sich einmal vorstellen, dass Sie oder ein Vertreter Ihrer Gemeinde, respektive ein Bürger
Ihrer Gemeinde an einem Anlass in eine gemietete Halle kommen, damit Schweizweit/kantonal das Vorgehen
bestimmt werden kann, um mit den Stimmbürgern die Justiz- und Politikprobleme zu beheben ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

12: Zu vorheriger Frage: Wie soll dieses Treffen organisiert werden: In einer Grossstadt (z.B. Zürich), und
mittels Ankündigung über einen öffentlichen Kalender mit 3 vorgegebenen Termindaten, so dass dann
derjenige Termin gewählt werden kann, der allen Beteiligten am Besten ginge ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 13: Soll jemand in jedem Kanton die koordinatorische Hauptleitung übernehmen, oder eher national ? Wir
meinen: Da es genügt, wenn lokale und unabhängige Interessengruppen die Bürger aufklären und
mobilisieren, würde ein Informationsleitsystem eigentlich genügen. Was finden Sie ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 14: Ich wäre daran interessiert, dass Herr Alex Brunner einen Videovortrag im Internet machen würde,
damit sich das Einlesen in die Materie einfacher gestalten würde. Wäre das hilfreich ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

13. Zielfassung für Ihre lokale Gemeinde 
Sie können für die Behebung des Justizsystemsfehlers mithelfen, indem Sie Ihre Gemeinde informieren, und alle

Politiker aller Parteien ansprechen, rekrutieren und involvieren.

* 1: Wir gehen davon aus, dass Sie verstehen, dass wir jetzt auf die Hilfe Ihrer Gemeinde angewiesen sind. Da
es nicht in unserer Haupt-Aufgabe und unseren Möglichkeiten finanziell drin liegt, teure Plakatkampagnen,
Inserate und Zeitungsaufrufe selber zu bezahlen oder jeden Bürger anzuschreiben, ist jetzt Ihre
Gemeindeverwaltung gefordert, die Informationen weiter zu verbreiten, und geeignete Massnahmen für die
Lösung des Problems einzuberufen, da das Problem eben alle Schweizer und Schweizerinnen angeht, und sich
das Problem nicht mit z.B. „nur“ 3 Politikern lösen lässt, die gegen die überwältigende „Mehrheit“ des
Systems ankämpfen müssen. Und von alleine wird sich das Problem nicht lösen, da ein viel zu grosser
Gegendruck und ein festgefahrener Weg schon bereits beschritten wurden. Können wir mit Ihrer Mithilfe
rechnen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
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* 2: Verstehen Sie, dass wir die Sache möglichst ohne Medien-Politiker oder Wahlkampfthema-Konkurrenz
angehen möchten, weil wir es als kontraproduktiv erachten, wenn plötzlich Parteien sich um die Gunst der
Bürger streiten, indem Sie das Justizsystemproblem alleine angehen wollen, und am Schluss gar nichts
erreicht wird, weil alle polarisiert werden. Wir finden es ein Grundrecht, oder absolut zwingend, dass ein
funktionierendes Staats/Justizsystem einfach Grundvoraussetzung für einen funktionierenden Staat ist, und
dass Parteien, die plötzlich auf diesen Zug aufspringen wollen, eher das Gegenteil bewirken.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 3: Sind Sie damit einverstanden, dass alle Politikergenerationen, Politiker-Parteien und Bürger an einen
Tisch sitzen sollten, um das Problem gemeinsam angehen sollten, ohne dabei den Parteien-Hickhack zu
begehen oder Parteiwerbung zu machen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 4: Können wir mit Ihrer Unterstützung rechnen, auch wenn es Ihren sonstigen Bestrebungen zuwiderläuft,
mit anderen Politikern oder Ideologen zusammen zusitzen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 5: Sie haben mit dieser Umfrage eine Menge an Informationen und Fragen erhalten. Nun geht es darum, Ihre
Gemeinde zu informieren. Wir haben Ihnen 3 Flugblätter zusammen gestellt, die Sie benutzen können. 
Flugblatt 1 für Gemeinde 
Flugblatt 2 für Gemeinde 
Flugblatt 3 für Gemeinde 

Werden Sie die Flugblätter benutzen ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein
Weiss noch nicht

* 6: Ich werde mein eigenes Flugblatt benutzen:
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

7: Ich habe eine andere Idee, wie ich meine GemeindebürgerInnen informieren werde: 
(Hinweis : Wir behalten uns vor, telefonische Stichproben bei Bürgern bei einigen Gemeinden zu machen, um
zu kontrollieren, dass Ihre Angaben zu den Flugblättern und Informationsweiterleitungen nicht leere
Versprechungen waren.)

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 8: Ich kann mir vorstellen, dass ich meine Bürgerinnen an einer Gemeindesitzung oder bei einem
geeigneten Anlass informieren werde.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 9: Ich werde mich darum z.B. mit Nachbargemeinden darum bemühen, dass das Thema Justizproblem auch
in unseren Lokalzeitungen oder Gemeindenachrichten erwähnt wird. 

http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Flugblaetter/Flugblatt-1-Justizsystemfehler-Stufe-Gemeinde-v1.pdf
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Flugblaetter/Flugblatt-3-Abstimmungsbetrug-Stufe-Gemeinde-v1.pdf
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Flugblaetter/Flugblatt-2-Justizsystemfehler-Stufe-Gemeinde-v1.pdf
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(Bemerkung : Sie können uns eine Angabe machen, wenn Sie einen Zeitungsartikel veröffentlichen konnten,
oder einen Mitkämpfer gewinnen konnten. Siehe „Kontakformular“ unter www.umfragen-und-
abstimmen.ch.)

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 10: Denken Sie, dass es sinnvoll ist, wenn Herr Alex Brunner an einem Vortrag bei Ihrer Gemeinde
persönlich einmal vorbei kommt, und allfällige Fragen und Erfahrungen direkt mit den Bürgern austauscht ? 

(Bemerkung : Wir haben für diesen Zweck extra ein Faxformular eingerichtet, dass aber kein Garant ist, wenn
sich zu viele Gemeinden bei Herrn Brunner für einen Vortrag melden würden. Siehe Faxvorlage
Vortragsreservierung Gemeinde )

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

14. Nächste Schritte
* 1: Sie sind nun betraut mit dem Justizsystemproblem und einem Vorschlag von uns, das Problem national
und kantonal anzugehen. 
Trotzdem haben Sie noch ein paar Bedenken oder Vorschläge zum Vorgehen einzubringen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

2: Wir werden aus zeitlichen Gründen und wegen Berufsgründen kaum aktiv bei Problemen bei Ihnen
anfragen, weil wir sonst zu viel zu tun hätten. Darum sind wir darauf angewiesen, dass Sie sich bei uns selber
in einem solchen Fall melden würden. Kennen Sie jemanden, der unser Team aktiv bei Delegationsaufgaben
oder Informationszwecken unterstützen könnte ? 
Mein Vorschlag :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

15. Feedback für diese Umfrage / weitere Umfragen
* 1: Sie haben nun an der ersten Umfrage teil genommen, die sich um das Justizsystemproblem dreht. Sie
könnten sich allerdings auch vorstellen, dass wenn dieses Hilfsmittel sich bewährt, auch eigene Probleme zu
thematisieren, und andere Gemeinden für Mithilfe und politischen Gleichgang anzufragen ? 

(Hinweis : Wir könnten Ihnen diesen Möglichkeit bei Interesse gratis zur Verfügung stellen, wenn es sich
dabei um nützliche Anliegen und echte Verbesserungsvorhaben handeln würde. Sie könnten uns dann Fragen
für Ihre eigenen Umfragen zusenden, und von den bereits in unserer Datenbank vorhandenen
Gemeindeemailadressen als Empfänger Gebrauch machen.)

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 2: Denken Sie, dass diese Umfrage nützlich sein wird ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

3: Was würden Sie an dieser Umfrage verbessern ?

http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Doks/Faxvorlage-Terminreservierung-Vortrag-offen.pdf
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Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

4: Haben Sie noch andere dringliche und wichtige Themen auf Lager, die ähnlich bedeutend wie das
Justizsystemproblem sind ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 5: Werden Sie dafür sorgen, dass Ihre Kontaktdaten und zukünftigen Stellvertreter stets auf dem Laufenden
sind, damit wir in Kontakt bleiben können ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

16. Fragen und Anregungen 
Ihre Fragen und Anregungen an uns.

1: Haben Sie noch Anregungen, Fragen, Vorschläge, Lob und Kritik ? 

(Falls Sie einen Link oder ein Beispiel haben, werden wir ihn auf unserer Seite von Herrn Brunner oder auf
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch veröffentlichen.

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

2. Politische Gemeindedaten 
Die politischen Gemeinden der angeschriebenen Gemeinden haben entweder einen Gemeindepräsidenten oder eine

Gemeindepräsidentin, die stellvertretend für die Gemeinde diese Umfrage ausfüllt. Es können jedoch pro Gemeinde bis
zu 5 Personen an der Umfrage teil nehmen.

* 0001: Name der politischen Gemeinde
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0002: Bemerkungen zu Zusammenschluss in Gemeinde / Verhältnisse...
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0003: Wie gross ist Ihre Gemeinde (Bevölkerungsanzahl ?)

Bürger pro Gemeinde Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier
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* 0004: Postadresse der Gemeinde (Strasse und PLZ)
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0005: In welchem Kanton ?

2er- Kurzzeichen benutzen ! Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0006: Gemeindehomepage ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

0007: Weitere Bemerkungen zur Gemeinde
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0008: Telefonnr. der Gemeinde
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0009: Faxnummer der Gemeinde
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 0010: Ansprechperson(en) in der Gemeinde
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier
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3. Angaben über Homepage von Alex Brunner 
Hier sollen kurze Verständnisfragen eruiert werden, damit wir wissen, dass der Inhalt angekommen ist.

* 1: Ist die Seite von Alex Brunner gut verständlich, was Inhalt und Darstellung betreffen ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

2: Falls Frage 1 Nein : Was war nicht verständlich ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

3: Bemerkungen zur Homepage :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 4: Welchen Eindruck machen die Infos der Homepage auf Sie ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

schockierend !
unglaubwürdig
depressiv
neugierig
staatspolitisch sehr wichtig

Bitte schreiben Sie einen Kommentar zu Ihrer Auswahl

* 5: Finden Sie es von Vorteil, die Infos der Homepage als Buch / Broschüre herauszugeben ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein
weiss nicht

6: Wenn vorherige Frage ja : Für wen und wie ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

7: Anregungen / Verbesserungsvorschläge ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier
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4. Fragen zur allgemeinen Problemerkennung 
Wir wollen uns nicht mit Scheinproblemen oder Nebenschauplätzen befassen. Wir sind auf Feedback angewiesen, um

diejenigen Dinge anzugehen, die möglichst viele Teilprobleme mit möglichst wenigen Massnahmen bei maximaler
Wirkungskraft beheben können...

* 1: Haben Sie das Problem des Justizsystemfehlers nach dem Lesen der ganzen Homepage von Alex Brunner
und des Einführungstextes in seiner ganzen Tragweite verstanden und erkannt ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
Weiss nicht

* 2: Falls Frage 1 Nein : Wo gibt es noch Verständnisprobleme oder Unklarheiten ? Bitte teilen Sie diese uns
mit, damit wir in einem Text darauf eingehen können. 
Kontaktformular

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 3: Haben Sie erkannt, dass das Gesamt-Problem nicht banal, sondern schwierig zu lösen ist ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

* 4: In welcher Zeit sehen Sie es als realistisch an, um das Justiz-Problem im Gesamten, schweizweit zu lösen
? (Anzahl Jahre)

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 5: Wer muss nach Ihrer Meinung mithelfen, damit das Problem gelöst werden kann ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

6: Wie verpflichtet man Leute dazu, das Problem zu erkennen und es auch zu bekämpfen ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 7: Würden Sie das Justizsystemproblem auch sofort bekämpfen, wenn sie unmittelbar selber davon
betroffen wären ?

http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Kontaktformulare/Kontaktformular-Projekt-Brunner-Systemfehler.php
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Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

Bitte schreiben Sie einen Kommentar zu Ihrer Auswahl

* 8: Kennen Sie jemanden aus Ihrem Umfeld oder Ihrer Verwandtschaft, der in ähnlicher Weise wie Herr
Brunner vom System betroffen ist / war ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 9: Falls vorherige Frage „Ja“ : Können Sie uns Beispiele oder Details zu Ihrem bekannten Fall nennen ? (Wir
behandeln die Daten in erster Linie vertraulich und Sie können uns diese auch auf andere Weise privat
mitteilen.)

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

10: Sind Sie der Meinung, dass man ein solides Haus zuerst auf einem sicheren Fundament aufbauen sollte,
bevor man die anderen Teile des Hauses baut oder nach dem Fundament ausrichtet ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 11: Was ist in der Materialprüfung von z.B. Metallstücken der Unterschied zwischen einem Systemfehler und
einem Toleranzfehler ? 
A : Der Systemfehler tritt bei allen Werkstücken gleichermassen auf, und kann deshalb nicht ohne weiteres
erkannt werden. 
B : Der Systemfehler tritt wie der Toleranzfehler auch bei der Einzelstückmessung auf, und kann deshalb
immer erkannt werden. 
C : Weder noch.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
A
B
C

* 12: Tolerieren oder akzeptieren Sie den Justizsystemfehler ? 
Wikipedia sagt: Toleranz bezeichnet allgemein das Dulden oder Respektieren von Überzeugungen,
Handlungen oder Praktiken, die einerseits als falsch und norm abweichend angesehen werden, andererseits
aber nicht vollkommen abgelehnt und nicht eingeschränkt werden. Akzeptanz bezeichnet die aktive oder
passive Zustimmung zu Entscheidungen oder Handlungen anderer. Dementsprechend kann Akzeptanz
definiert werden als Bereitschaft, etwas zu akzeptieren.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
Der Fehler muss zuerst erkannt werden, um ihn akzeptieren oder ablehnen

zu können. 
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13: Wenn die Allgemeinheit aus Politik und Justiz meint, dass ein Sachverhalt oder ein Fall „rechtens“ sei, hat
dann die Allgemeinheit aus Politik und Justiz recht, oder der Einzelne, oder die Mehrheit des Volkes ? Können
Sie das für uns erläutern oder verallgemeinern ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 14: Wenn Entscheidungen oder Richersprüche nicht konsequent nach einem festgelegten Urteilmuster
abgelegt werden, sind sie akonform oder „willkürlich“. Fassen Sie „Willkürlichkeit“ als duldbar oder nicht
duldbar auf ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
duldbar
nicht duldbar

* 15: Sind Sie der Meinung, dass nicht alles besser ist, was unbedingt neu oder modern ist ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein
Kommt drauf an, wie man etwas vergleicht.

16: Ab wann macht der Neubau eines Hauses Sinn, wenn zu viel kaputt oder sanierungsbedürftig ist ? 
Bemerkungen :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

5. Analyse des Gewaltentrennungsproblems
* 1: Ist diese Aussage für Sie korrekt : „Gewaltenteilung ist die Verteilung der Staatsgewalt auf mehrere
Staatsorgane zum Zwecke der Machtbegrenzung und der Sicherung von Freiheit und Gleichheit. Nach
historischem Vorbild werden dabei die drei Gewalten Gesetzgebung (Legislative), Vollziehung (Exekutive)
und Rechtsprechung (Judikative) unterschieden.“ Quelle : Wikipedia.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 2: Ist die vorherige Aussage mit den Informationen, die Sie durch die Homepage-Seiten von Herrn Alex
Brunner und das folgende "Beispiel von Michael Handel" beschrieben gewonnen haben, eher eine theoretische
Aussage, ein unerreichtes Ideal, oder eine Farce ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Theoretische Aussage, die noch nicht durchgesetzt ist. 
Praktische Aussage, die mehrheitlich durchgesetzt wurde. 
Da ich nicht alles weiss, und man wahrscheinlich noch viele solche

Beispiele wie oben beschrieben zu Tage fördern könnte, ist die
„Gewaltenteilung nur ein Wort auf dem Papier“.

Keine Aussage.

* 3: "Das gerade Richter und Gesetzgeber keine Notwenigkeit erkennen, sich an elementare
verfassungsmässige Grundsätze zu halten, ist besonders stossend. Es kann und darf nicht sein, dass Richter
sich selbst beaufsichtigen. Eine neue gesetzliche Regelung drängt sich auf, welche Doppelmandate von
Legislative und Judikative verbietet. Was in anderen Kantonen gang und gäbe ist, soll auch für den Kanton
Thurgau gelten. Bis dahin sollen Mitglieder des Grossen Rates der Fairness und der Gerechtigkeit zuliebe auf
ihre Tätigkeit als Richter verzichten." 

http://www.hans-munz.ch/web/presse.php
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Quelle : http://www.hans-munz.ch/web/presse.php
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Stimme ich zu
Stimme ich nicht zu

* 4: Gewaltentrennung am Beispiel des korrupten FDP-Politikers und Richters Hans Munz : 
Siehe "http://www.hans-munz.ch/web/korruption-vl.php " "http://www.hans-munz.ch/web/presse.php"
"Laut Verfassung des Kantons Thurgau übt der Grosse Rat die oberste Aufsicht des Kantons aus. Als
namhaftes Mitglied der Aufsichtsbehörde übt Hans Munz demzufolge die Aufsicht über die kantonalen
Gerichte aus." Wie ist dieser Widerspruch zu verstehen, und warum handelt dann der Kantonsrat des
Thurgaus nicht ? Erklärungen und Bemerkungen, eigene Erfahrungen zum Problem :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 5: Beispiel (Zürcher) Handelsrichter und Unabhängigkeit : 
Rita Fuhrer und die Rotarier : 
"Die Präsidentin der Kommission, Rita Fuhrer, ist gleichzeitig Präsidentin des Rotary Clubs Zürich. Mit andern
Worten: Handelsrichter kann man nicht gegen den Willen der Rotarier werden. Hingegen stehen die Chancen
bestens, wenn man von ihnen unterstützt wird. Laut den schriftlichen Satzungen sehen die Rotarier in der
Pflege von Freundschaften die Möglichkeit, «sich andern nützlich zu erweisen». Doch wem nützen die
nebenamtlich tätigen Handelsrichter? Ein Blick auf das System lohnt sich. Wenn ein Fall beurteilt wird,
entscheiden jeweils fünf Richter: zwei Berufsrichter und drei Handelsrichter. Die drei Handelsrichter sind im
Allgemeinen in derselben Branche tätig, in welcher der Streitfall spielt. Wer also gegen eine Versicherung
kämpft, bekommt es im fünfköpfigen Gremium mit einer Richtermehrheit zu tun, die selber zur
Versicherungslobby gehört. Kritiker sehen damit den Grundsatz der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit in
Gefahr. Gemäss strenger Rechtsauffassung sollten Richter nämlich nicht einmal den Anschein von
Parteilichkeit oder Befangenheit erwecken." "Quellenangabe" Was meinen Sie dazu ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

6: In Bezug zur vorherigen Frage : Was sollte nach Ihrer Meinung getan werden, um subversiven Gruppen,
Logen- und Geheimkräften entgegen zu wirken ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 7: Finden Sie die heutigen Verhältnisse mit der Handelsrichterwahl (z.B. in Zürich) und anderswo in
Ordnung ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Nein, nicht in Ordnung.
Ja, in Ordnung.

8: Weitere Bemerkungen zu obiger Frage, ggf. Verbesserungsvorschläge :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.hans-munz.ch/web/presse.php
http://www.hans-munz.ch/web/korruption-vl.php
http://www.forumromanum.de/member/forum/entry_ubb.user_82391.2.1106515766.1106515766.1.zuercher_rotarier_sind_ueberall_ta-verkuender_des_lichts.html
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* 9: Systemfehler : 
„Unter Juristen gilt das Handelsgericht als wirtschaftsfreundlich. Als der Swissair-Sachwalter Karl Wüthrich
die Zürcher Kantonalbank auf die Rückzahlung von 80 Millionen Franken einklagte, wies das Handelsgericht
sein Begehren ab. Das Bundesgericht entschied anders und kritisierte die Zürcher Handelsrichter für ihr
«unmögliches Vorgehen». Als umgekehrt das Bundesgericht die Banken anwies, Vergütungen von
Fondsanbietern den Kunden weiterzugeben, «präzisierte» das Handelsgericht das Urteil – mit der Folge, dass
die jährlich fünf Milliarden Franken weiterhin in den Kassen der Banken landen.“
"Quellenangabe" Frage : Als Ihrer Gemeinde-Bevölkerung nahestehend, was empfinden Sie beim Lesen
dieser Zeilen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

10: Was ist genau das Problem, damit geltendes Recht oder „Rechtauffassung“ gebeugt und je nach Fall
anders interpretiert werden kann, in Anspielung zur vorherigen Frage ? (Moralvorstellungen bitte aussen
vorlassen.) Liegt es an fehlenden Richtlinien oder der Beamten-, Gesetz-, oder Auslegungsstruktur ? Was
denken Sie ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 11: "Obwohl seit 23 Jahren Rotarier und seit 20 Jahren Zürcher Handelsrichter, sind diese Informationen
auch für Robert Ober neu. Der Präsident der Zürcher City Vereinigung wusste beispielsweise nicht, dass
grosse Unternehmen seit vielen Jahren Stammplätze im Handelsgericht haben. Er habe auch nicht gewusst,
dass sich die Kommission für das Handelswesen, die dem Kantonsrat die neuen Handelsrichter vorschlägt,
mehrheitlich in der Hand von Rotariern befindet." Quelle : Ebenda. 
Wie konnte das überhaupt passieren, dass der Kantonsrat so blind gegenüber diesen willkürlichen
Entwicklungen sein konnte ? (Absicht oder Betriebsblindheit) ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 12: Laut neuestem Beispiel hat im Kt. Zürich niemand bis jetzt die amtenden Richter kontrolliert, wo diese
gerade gewohnt haben. Auf erstaunliche Weise nimmt man aus der Presse zur Kenntnis, dass sich Richter in
anderen Kantonen (oder dem Ausland) aufhalten können, und niemand merkt es. Beispiel Richterwohnsitz
Tagesanzeiger Wie konnte es überhaupt zu diesen Zuständen kommen, dass erst im Nachhinein der Wohnsitz
kontrolliert wird, als schon zu Amtsbeginn ? Denken Sie auch, dass der Kantonsrat inkompetent und ein
Versagerinstrument ist, das sich nicht um die Gesetzeseinhaltung kümmert ? Oder ist der Kantonsrat sogar
unschuldig oder lasch ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.forumromanum.de/member/forum/entry_ubb.user_82391.2.1106515766.1106515766.1.zuercher_rotarier_sind_ueberall_ta-verkuender_des_lichts.html
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Beispiele/Beispiel-Ultimatum-fuer-Handelsrichter-Zuerich-Region-Tagesanzeiger.pdf
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* 13: Teilen Sie folgende Definition von „Willkür“ ? 
„...hebt einen kantonalen Entscheid wegen materieller Rechtsverweigerung nur auf, wenn er offensichtlich
unhaltbar ist, zur tatsächlichen Situation in klarem Widerspruch steht, eine Norm oder einen unumstrittenen
Rechtsgrundsatz krass verletzt oder in stossender Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft. Willkür
liegt sodann nur vor, wenn der Entscheid nicht bloss in der Begründung, sondern auch im Ergebnis unhaltbar
ist (BGE 127 J 54 E. 2b, 60 E. 5a S. 70, je mit Hinweisen). Quelle : Seite 10, http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/sg_bger_entscheid_beschwerde_entscheid_ak_strafanzeige.pdf

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja, in Ordnung.
Nein
Siehe Bemerkungen

Bitte schreiben Sie einen Kommentar zu Ihrer Auswahl

6. Analyse zur Parlamentarischen Oberaufsicht 
Fragen zur Abschaffung der parlamentarischen Oberaufsicht.

* 1: Alex Brunner schreibt : „Nachdem festgestellt ist, dass mit der Einschränkung der parlamentarischen
Oberaufsicht die Probleme in der Staatsverwaltung und dabei insbesondere in der Justiz begonnen haben,
wird offensichtlich, dass dies nicht von ein paar wenigen Personen organisiert werden konnte. Dazu ist ein
ganzes Heer von Leuten erforderlich. Doch angesichts der helvetischen Filz- und Vetternwirtschaft, mit der
man gezielt Personen mit ’wirtschaftlichen’ Anreizen gefügig machen kann, ist es daher einfach, sich dafür
eine ergebene Knechtschaft zu sichern. Im Weiteren ist das Recht so zugeschnitten, dass die Beamtenschaft
jederzeit willkürliche Entscheide zu vollstrecken hat, ohne dass ihr auch nur ein Haar gekrümmt werden kann,
selbst dann, wenn sie genau weiss, dass die Entscheide kriminell sind !“ Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/ Beispiel : Blauzungenimpfung und missinterpretierter Untersuchungsbericht des Zürcher
Regierungsrates, z.B. Gehilfenschaft "Presse", die der Gesundheitsdirektion Zürich einen Gefallen tut, indem
sie höhere Untersuchungsberichtkosten nennt, als tatsächlich zutreffend, um Geschädigte zu diskreditieren.
Bemerkung : Die Gesundheitsdirektion und Regierung Zürich möchte aus der Sache straffrei
(Beamtenwillkür) und möglichst ohne Haftungsschaden entkommen, weil die Impfkampagnen der
Blauzungenkrankheit 2008/2009 keinen Erfolg zeigten und mehr geleugnete Impfschäden produziert hat, als
zugegeben. Frage : Wie soll eine Oberaufsicht und eine Dienstaufsicht in einem Staat, einem Kanton oder
einem Amt funktionieren, wenn zuvor nicht schon die Gewaltentrennung und die Entflechtung der
Vetternwirtschaft statt gefunden hat ? Das ganze Justizsystemproblem ist nur zu lösen, wenn alle
Teilprobleme gleichzeitig in Angriff genommen werden können ! Antwort :

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Richtig
Falsch
Das sehe ich auch so.

2: Bemerkungen zu obigem Text.
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 3: Denken Sie auch, dass sich das Justiz-Problem nicht von alleine verbessern wird, wenn nicht wir, die
Bürger und Bürgerinnen der Schweiz, plus die GemeindepräsidentInnen, das Problem angehen ?

http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Beispiele/Beispiel-Landbote-20-11-09_3_23-Bericht-Sondergruppe-Schadensmeldungen-Blauzunge.pdf
http://www.umfragen-und-abstimmen.ch/HP-Projekt-Alex-Brunner-Justizsystemproblem/Beispiele/Beispiel-Medienluegen-zugunsten-von-Gesundheitsdirektion-Zuerich-Blauzungenbericht-Zuercher-Bauer-18-12-09.pdf
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Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 4: „Die Verfassung des eidgenössischen Standes Zürich vom 18. April 1869, die bis heute noch gültig ist,
bestimmt in Art. 31 die Aufgaben des Kantonsrates. So heisst es in Abs. 4: Dem Kantonsrat kommt zu: die
Überwachung der gesamten Landesverwaltung und der Rechtspflege sowie die Entscheidung der Konflikte
zwischen der Verwaltung oder dem Verwaltungsgericht einerseits und den übrigen Gerichten anderseits. Im
Kantonsratsgesetz vom 20. November 1932 sind wohl die verschiedenen Kommissionen benannt, die
gegenüber heute andere und zum Teil schwerfälligere Namen trugen. Inhaltlich wurde jedoch weder der
Kommission für die Prüfung des Geschäftsberichtes des Obergerichtes, des Kassationsgerichtes und der
Ober-Rekurskommission noch den übrigen Kommissionen Vorschriften auferlegt, wie sie ihre Aufgabe
durchzuführen hatten. Ebenfalls das dazugehörige Geschäftsreglement des Kantonsrates vom 26. Juni 1933
beinhaltet keine Einschränkungen zur Oberaufsicht.“ 
Quelle : Seite 8, http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf
Wussten Sie das ?!

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 5: Sehen Sie einen Plan hinter all dem ? Ist Ihnen der Begriff „Weltregierung“ ein Begriff ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

7. Analyse zum Ermächtigungsgesetz (Strafrecht)
* 1: Alex Brunner schreibt am 12.7.01 an den Bundesrat : 
"Bereits in meinem Schreiben vom 2. Juli habe ich ihnen im Zusammenhang mit der Dezentralisierung der
Bundesgerichte mitgeteilt, dass der Kanton St. Gallen mit seinem Strafprozessgesetz (962.1, StP SG) gegen
das eidgenössische Strafgesetzbuch verstosse. Damals habe ich aber die genauen Ursachen noch nicht
gekannt, die ich inzwischen recherchiert habe." Quelle : "http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/bund_br_strafprozessgesetz_sg.pdf" Finden Sie das haltbar, dass ein
Kanton faktisch gegen das Bundesgesetz verstösst, und niemand regelt dies nach, wie dies im Schriftverkehr
von Alex Brunner nachzulesen ist ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

2: Bemerkungen zu obiger Frage :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 3: St. Gallen : Änderung des Strafprozessgesetzes von 1998 : 
Am 30. Juni 1998 unterbreitet die Regierung dem Grossen Rat die unter der Federführung des Vorstehers des
Justizdepartementes, Regierungsrat Hans Rohrer, SP, erarbeitete Botschaft über das Strafprozessgesetz
(Beilage 8). Darin wird die in Art. 11, Abs. 2, StP SG 1954 festgehaltene Kompetenz der Anklagekammer mit
redaktionellen Änderungen in Art. 16 Abs. 2 lit. b im EStP SG 1998 übernommen. In der Erläuterung fehlt
dann auch irgend ein(en) Hinweis dazu, obwohl bei anderen Artikeln zum Teil mehrere
Bundesgerichtsentscheide aufgelistet werden, so dass der Laie den Eindruck erhält, der Entwurf und vor
allem auch dieser Artikel sei tatsächlich studiert sowie sachlich fundiert. Wahrscheinlich war dies ebenfalls
eine Taktik der Regierung, diesen widerrechtlichen Gesetzesartikel ins neue Gesetz hinüber zu retten, um
weiterhin der Willkür und dem Parteienfilz zu frönen. "Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/bund_br_strafprozessgesetz_sg.pdf" Frage : War Ihnen bekannt, dass mit

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/bund_br_strafprozessgesetz_sg.pdf
http://umfragen-und-abstimmen.ch/phpsurveyor/admin/Quelle%20:%20http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/bund_br_strafprozessgesetz_sg.pdf
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dem Strafprozessgesetz die Regelung für die Beamtenstrafverfolgung im jeweiligen Kanton geregelt wird,
und dass mit dieser Regelung die eigenen Beamten in Schutz genommen werden konnten, respektiv keine
echte Strafverfolgung stattfindet ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 4: Ich finde es eine Frechheit, wie dieser Behördenfilz und die willkürliche Strafprozessordnung, worunter
das Ermächtigungsgesetz fällt und darin nur ein kritisierter Punkt von vielen ist, von unseren kantonalen,
sowie nationalen Politikern kantonal, sowie auch schweizweit nicht bekannt gemacht wurde, respektive
thematisiert oder bekämpft wird/wurde !

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

5: Bemerkungen zu obiger Frage :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 6: Alex Brunner zum Problem : 
„...Weiter muss man sich vergegenwärtigen, dass in den vorbereitenden Kommissionen in den Jahren 1953
und 1998 jeweils rund die Hälfte der Mitglieder Juristen aus allen Regierungsparteien waren. Da stellt sich
die Frage, entweder ob diese sonst so alles wissenden Juristen in ihrem Beruf so unqualifiziert sind, oder ob
sie in ihrem Amt als Kantonsrat willentlich den widerrechtlichen Parteienfilz und die Vetternwirtschaft
schüren bzw. geschürt haben. Dass zumindest ein Teil der Nichtjuristen durch diese regierungsrätlichen und
parteipolitischen Manöver sich haben aus Unkenntnis und Gutgläubigkeit über den Tisch ziehen lassen, muss
nicht besonders erwähnt werden.“ Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/bund_br_strafprozessgesetz_sg.pdf Frage : Welche Lehren sind aus dem
vorherigen Gesamttext zu ziehen, damit sich die anderen Kantonsräte, welche juristisch nicht so bewandert
sind wie die Genannten, nicht über den Tisch ziehen lassen, oder mehr zum Hinterfragen und Kontrollieren
von faulen Gesetzgebungen angehalten werden ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 7: Alex Brunner schreibt : 
„Die distanzierte Betrachtung der Diskussionen im Grossen Rat anhand der Protokolle lässt schliessen, dass
sich niemand über die Tragweite dieses Gesetzesartikel bewusst sein wollte und diese Volksvertreter auch
ihre Meinung gegenüber ihren Parteikollegen nicht durchsetzen wollten. Das ist ja das Besondere bei den
Parteien. Parteimitglieder die sich gegen eine Parteimeinung stemmen, werden isoliert und kaltgestellt. Dies
und weitere Massnahmen haben es erlaubt, ein Günstlingsnetz zu knüpfen, in dem nebst Willkür, Parteienfilz
und Vetternwirtschaft sogar strafrechtliche Delikte begangen werden, denn durch das Besetzen der
Anklagekammer durch parteitreue Leute, muss niemand Angst haben, dass er strafrechtlich zur Rechenschaft
gezogen wird, stehen doch keine ordentlichen Rechtsmittel zur Verfügung und die bundesrechtlichen sind
formell auch nicht so einfach handhabbar.“
Frage : Haben Sie das Prinzip oder das Problem dahinter verstanden ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 8: Worin liegt das Problem in der vorherigen Frage ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://umfragen-und-abstimmen.ch/phpsurveyor/admin/Quelle%20:%20http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/bund_br_strafprozessgesetz_sg.pdf
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* 9: Wie kann das Problem mit dem Parteiendruck und dem Parteienfilz in Zukunft angegangen oder
vermieden werden ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 10: Alex Brunner schreibt über das Ermächtigungsverfahren im Kt. St. Gallen : 
„3. Die praktische Anwendung des Verfahren : Aufgrund der ständigen Rechtssprechung wurden diese
Verfahren nicht nur bei Beamten mit Delikten im Amt, sondern auch ausserhalb und nachher, wenn sie sich
nicht mehr im Amt befanden, angewendet. Aktenbeschlagnahmungen bei einer Behörde waren fortan nicht
mehr möglich, sondern es mussten Editionsbegehren um Herausgabe an die der Straftat verdächtigten
Behörden gestellt werden! Eingegangene Strafanzeigen wurden konstant an die Verdachtspersonen um
Stellungnahme zugestellt, selbst wenn verdeckte und/oder überraschende und sofortige Massnahmen
angezeigt gewesen wären. Welche Beschuldigten würden bei solchen Einladungen nicht behaupten, dass
diese Anzeigen an den Haaren herbeigezogen seien ?
Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/recht_zusammenfassung_ermaechtigungsverfahren.pdf“ Ihre
Bemerkungen zu diesen unfassbaren Zuständen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier
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* 11: Was kann man als direkt Betroffener in einem solchen Fall nach Ihrer Ansicht tun, um eine
Strafverfolgung zu erwirken ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 12: „Im Kanton Zürich wurde das Ermächtigungsverfahren auf das Jahr 2005 eingeführt. Der Zürcher
Regierungsrat verabschiedete die Vorlage am 4. April 2001. Zentrale Punkte darin waren die Änderungen der
Kantonsverfassung und des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) sowie die Teilrevision der
Strafprozessgesetzgebung (StPO). Nachdem der Verfasser von allen Instanzen im Kanton St. Gallen
abschlägigen Bescheid erhalten hatte, ersuchte er im Mai 2002 den Zürcher Regierungsrat erfolglos, ihn beim
Gang an die Bundesversammlung zu unterstützen. Dabei lieferte er ein Kurzgutachten über das
Ermächtigungsverfahren von Prof. Franz Riklin ab. Eineinhalb Monate später hatte die vorberatende
Kommission des Kantonsrates ihren Beschluss zu der Vorlage gefasst, die der Kantonsrat absegnete. In der
Volksabstimmung vom 30. November 2003 wurde die Vorlage angenommen.“ 
Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/recht_zusammenfassung_ermaechtigungsverfahren.pdf Bemerkung : Das
Volk wurde anscheinend durch die Medien falsch informiert, was den Sinn und heimlichen Zweck des
Ermächtigungsverfahrens angeht. Ich kann die Abstimmung vom 30.11.2003 nicht finden... 
Ihre Ansicht : Hat der Kantonsrat ganz bewusst und schäbig gehandelt, obwohl Herr Brunner alle
erdenklichen Schritte dagegen unternahm, um die falsche Entwicklung zu stoppen ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 13: Zur letzten Frage : Was ist Ihre persönliche Meldung an den Kantonsrat, und würden Sie diese Meldung
auch in einem Brief oder einem Protestschreiben kundtun ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 14: Herr Brunner schreibt : 
„Nachdem der Verfasser im Januar 2005 festgestellt hatte, dass nun der Kanton Zürich ebenfalls ein
Ermächtigungsverfahren nach St. Galler Modell anwendet, weil seine Strafanzeigen abgewürgt wurden,
untersuchte er deren Entstehung. Es stellte sich heraus, dass dieses Verfahren gemäss Art. 22 Abs. 6 StPO
gar nie in der Vernehmlassung gewesen war, sondern dieser Absatz erst in der letzten Version an den
Regierungsrat eingefügt wurde. Mitbeteiligt war Prof. Dr. Andreas Donatsch der Uni Zürich. Die Zürcher
Entscheidpraxis deckt sich mit jener des BGer. Private dürfen fortan keine Strafanzeigen mehr gegen
Behördenmitglieder und Beamte erheben, sofern sie nicht Opfer sind. Damit wird die Behördenkriminalität
gefördert. 
Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/recht_zusammenfassung_ermaechtigungsverfahren.pdf Ihr Urteil und Ihre
Bemerkungen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://umfragen-und-abstimmen.ch/phpsurveyor/admin/Quelle%20:%20http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/recht_zusammenfassung_ermaechtigungsverfahren.pdf
http://umfragen-und-abstimmen.ch/phpsurveyor/admin/Quelle%20:%20http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/recht_zusammenfassung_ermaechtigungsverfahren.pdf
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* 15: Zur letzten Frage : Ist Herr Prof. Dr. Andreas Donatsch an der Uni Zürich noch tragbar ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

* 16: Sollte gegen Herr Donatsch eine Strafuntersuchung eingeleitet werden und eine öffentliche
Blossstellung gemacht werden ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 17: Dem Bundesrat obliegt die Oberaufsicht über das Strafgesetzbuch. Da dieses Verfahren so lange
Bestand hat, muss man davon ausgehen, dass er diese Oberaufsicht wörtlich nimmt, indem er zusieht, genau
gleich wie das Parlament. Inzwischen ist auch bekannt, dass diesbezügliche Beschwerden schon vor Jahren
unterdrückt wurden. Diese Praxis passt bestens mit der Einstellung der parlamentarischen Oberaufsicht
zusammen. 
Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/recht_zusammenfassung_ermaechtigungsverfahren.pdf Denken Sie, dass
auch unser Bundesrat in die korrupten Fahrgewässer geraten ist, oder diese zumindest duldet ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

18: Bemerkungen zu vorheriger Frage :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 19: Alex Brunner fragt : Wie weiter ? 
„Das voraussichtliche Ende des Ermächtigungsverfahren : Ende der 90er Jahre hatte der Kanton St. Gallen,
gestützt auf einen parl. Vorstoss eine Standesinitiative eingereicht, zwecks Erlass einer eidg.
Strafprozessordnung. Begründet wurde der Vorstoss mit der grenzüberschreitenden Kriminalität. Es besteht
der Verdacht, dass dies nicht der wahre Grund gewesen ist, denn der damalige Initiant, Rechtsanwalt Th.
Müller, Rorschach, heute Nationalrat, ist keineswegs über alle Zweifel erhaben.
Daher besteht der Verdacht, dass das Ermächtigungsverfahren durchaus hätte auf nationaler Ebene Fuss
fassen sollen. Inzwischen hat sich das Blatt gewendet. Die eidg. StPO wird gegenwärtig in den Räten
behandelt.
Darin befindet sich kein Ermächtigungsverfahren mehr. Es ist zu vermuten, dass diese StPO im Jahr 2009
wirksam werden könnte. Wer glaubt, dass dann die Willkür besiegt sei, irrt. Diese wird andere Wege gehen,
so lange die Gerichte nicht unter Kontrolle gebracht werden. Dazu ist jedoch eine neue Politikergeneration
erforderlich.
Frage : Teilen Sie diese Ansicht ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

20: Bemerkungen zu vorherigen Frage, z.B. über Zeitpunkt :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://umfragen-und-abstimmen.ch/phpsurveyor/admin/Quelle%20:%20http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/recht_zusammenfassung_ermaechtigungsverfahren.pdf
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* 21: Alex Brunner schreibt über die Verheimlichung von begnadeten Behörden-Delinquienten : 
„...Die Konsequenz daraus ist, dass nun die Kantonsregierung über das gesamte Verfahren des Strafprozesses
in allen Phasen Einfluss nehmen kann, indem sie erstmals mittels der Anklagekammer willkürlich über die
Eröffnung eines Strafverfahrens entscheiden kann. Sollte entgegen ihrer Überzeugung, aus welchen Gründen
auch immer ein Strafverfahren durchgeführt werden müssen, so ist der/die Beschuldigte ja vorgewarnt,
damit er/sie Sicherheitsmassnahmen zur Verteidigung vorkehren kann. Damit wird zweitens die
Strafuntersuchung erschwert. Wie mittlerweilen hinlänglich bekannt, stehen sowohl die
Untersuchungsbehörden als auch die gesamte Richterschaft in einem schlechten Licht, so dass auch bei
diesen Organen eine politische Willkür zu beobachten ist. Sollte nun eine Verurteilung eines genehmen
Behörden- oder Parteimitgliedes, sowie auch eines Beamten opportun sein, so ist es nun möglich, dass
aufgrund eines Gesuches hin die Begnadigung ausgesprochen wird, so wie wenn nichts geschehen ist. Da dies
selbstverständlich unter das Amtsgeheimnis fällt, wird davon niemand erfahren. 
Quelle : Seite 37, http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Recht/sg_kr_entwicklung_kantonsverfassung.pdf 

Was sagen Sie dazu ? Finden Sie das in Ordnung ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

22: Bemerkungen zu obiger Frage.
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 23: Im Bereich des Ermächtigungsverfahren geht ganz eindeutig hervor, dass die kriminellen Organe des
Kantons St. Gallen Geburtshelfer waren. So hat ausgerechnet der Kanton Zürich ein bundesrechtswidriges
Ermächtigungsverfahren eingeführt, obschon ich in der genau gleichen Zeit alle meine Kraft eingesetzt habe,
das gleiche Ermächtigungsverfahren des Kantons St. Gallen aufzuheben. Bis heute habe ich es noch nicht
geschafft, weil das höchst kriminelle und gefährliche Netzwerk schweizweit schon sehr stark in unzähligen
Institutionen verankert ist. Das Netzwerk umfasst mehrere tausend Personen. Dabei handelt es sich nicht um
einfache Angestellte, sondern um bestens ausgebildete. Bei der Aufarbeitung der vorher beschriebenen
Rechtsnormen ist mir sofort aufgefallen, dass immer wieder das gleiche Strickmuster in Erscheinung getreten
ist, wie ich es im Kanton St. Gallen und bereits auch im Bund festgestellt habe. Das kriminelle Netzwerk
trachtet immer darnach, die Schlüsselelemente in Besitz zu nehmen, um ihr Ziel zu erreichen, um damit die
Kontrolle von gewissen Handlungen zu besitzen und vor allem zu steuern. Dabei geht es u.a. unerkannt
Strafdelikte begehen zu können. Zu diesem Zweck ist es erforderlich, nicht nur die Strafverfolgungsbehörden
und die Justiz unter die eigene Kontrolle zu bringen, sondern auch die Gesetzgebung und damit verbunden
die Oberaufsicht bzw. die Kontrolle. 
Quelle : Seite 29 http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf 
Wie können nach Ihrer Ansicht kriminelle, unbekannte Netzwerke, Mafias, Geheimgesellschaften, geheime
Kommissionen und Eliten von unseren Institutionen und unserem Staat heraus gehalten werden ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/sg_kr_entwicklung_kantonsverfassung.pdf
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* 24: Der verlogene SVP Nationalrat Luzi Stamm nimmt in einer Antwort vom 3. Mai 2005 zusammen mit Rolf
Schweiger gegenüber Alex Brunner Stellung : 
< "...Aus der Sicht der Kommissionen für Rechtsfragen des National- und des Ständerates besteht kein
Anlass, auf die Ermächtigungsverfahren gemäss Artikel 366 StGB und Artikel 14 Verantwortlichkeitsgesetz
(SR 170.32) zu verzichten. Sie sind geschaffen worden, damit Behördenmitglieder ihre politische Aufgaben
ungehindert wahrnehmen können. [...] Die von Ihnen gewünschte Einflussnahme des Parlaments auf die
Rechtsprechung des Bundesgerichts würde gegen die Bundesverfassung und auch gegen die Europäische
Menschenrechtskonvention (Art. 6) verstossen."
Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_rk_antwort_eingaben_4.pdf 

Hinweis : Art. 6 EMRK : http://dejure.org/gesetze/MRK/6.html
"Artikel 6 > Recht auf ein faires Verfahren. 
"(1) Jede Person hat ein Recht darauf, daß über Streitigkeiten in bezug auf ihre zivilrechtlichen Ansprüche
und Verpflichtungen oder über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage von einem unabhängigen und
unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb
angemessener Frist verhandelt wird. Das Urteil muß öffentlich verkündet werden; Presse und Öffentlichkeit
können jedoch während des ganzen oder eines Teiles des Verfahrens ausgeschlossen werden, wenn dies im
Interesse der Moral, der öffentlichen Ordnung oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen
Gesellschaft liegt, wenn die Interessen von Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens der
Prozeßparteien es verlangen oder - soweit das Gericht es für unbedingt erforderlich hält - wenn unter
besonderen Umständen eine öffentliche Verhandlung die Interessen der Rechtspflege beeinträchtigen würde.
Etc." 

Der gleiche Luzi Stamm, welcher auf seiner Homepage predigt, dass die Schweiz nicht von "internationalem
Recht" und der EU-Bürokratie und fremden Richtern in die Knie gehen sollte, behauptet und biegt

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_rk_antwort_eingaben_4.pdf
http://dejure.org/gesetze/MRK/6.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Luzi_Stamm
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ausgerechnet in seinem Brief vom 3.5.05 an Alex Brunner die Gesetzesparagrafen zurecht, so dass das
Ermächtigungsgesetz wegen der EMRK (Europäische Menschenrechtskonvention) nicht abgeschafft werden
kann... Vergleiche seine Webseite : 

"Für die Schweizer Politik ist eine Frage von absolut entscheidender Bedeutung: Kann die Schweizer
Bevölkerung auch in Zukunft an der Urne der Gang der Schweizer Politik bestimmen oder hat künftig eine
kleine Elite von Politikern oder Juristen (in Brüssel, Strassburg oder wo auch immer) das Sagen? Bleibt die
Schweiz selbständig oder wird sie fremd bestimmt ? EU Beitritt Ja oder Nein ? das ist und bleibt die absolut
zentrale Frage zu Beginn des angebrochenen Jahrtausends. Ein EU-Beitritt wäre selbstverständlich auch das
Ende jeder Neutralität. In jüngster Zeit wird eine weitere Gefahr für die Selbständigkeit der Schweiz sichtbar:
ein umfangreiches "Völkerrecht", das angeblich dem Recht der Schweizerinnen und Schweizer auf
Selbstbestimmung vorgehen soll." Quelle : http://www.luzi-stamm.ch/hintergrund/politik/
Und : "Nur wenn unser Land selbständig bleibt, können wir weiterhin diejenigen Gesetze erlassen, die von
der Mehrheit unserer Bevölkerung beschlossen wird. Nicht nur ein EU-Beitritt bedroht unsere direkte
Demokratie. Auch von der Entwicklung des (angeblichen allgemeingültigen) Völkerrechts droht Gefahr (vgl.
nebenstehender Artikel "Völkerrecht - das Ende unserer direkten Demokratie?"). 
Politiker und Juristen, die eine internationale Gleichschaltung und ein einheitliches Europa vom Atlantik bis
zum Ural im Auge haben, machen geltend, es gäbe ein übergeordnetes europäisches Recht, das unsere
direkte Demokratie aushebelt. Beispiele sind die Diskussionen um die "Verwahrungsinitiative" und
zunehmend die Rechtssprechung unseres eigenen Bundesgerichts (z.B. betr. Einbürgerung)." Quelle :
http://www.luzi-stamm.ch/hintergrund/politik/voelkerrecht/main.htm/
Mein Kommentar dazu :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 25: Frage zu obigem Beispiel : Glauben Sie noch, dass ein solcher Luzi Stamm, im Brief als Präsident der
Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats betitelt, undt (stellvertretend als heraus gepicktes Beispiel
auch für alle anderen verlogenen und korrupten Politiker) überhaupt noch glaubwürdig ist ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
Dazu darf ich mich nicht äussern.

8. Analyse zu Richter und Richterwahl-Problemen 
Richter sind vor allem auch Menschen. Und wenn Menschen Fehler machen, machen auch Richter Fehler... Wir sind der

Ansicht, dass Richter keiner Partei mehr angehören dürfen, eine festen Wohnsitz haben sollten, und dass Sie
Immobilien- und Konten/Aktientransparenz gegenüber jedem Bürger aufzeigen müssten. Es spricht jedoch nichts

dagegen, dass Richter gut bezahlt werden können, damit sie nicht bestechlich sind.

* 1: Perpetuum Mobile : „Im Weiteren bestätigt auch der Versuch der Justizkommission, die
Rechenschaftsberichte des Obergerichtes mit anderem Inhalt zu füllen, dass die Politik eine unredliche
Absicht verfolgte und dass die Mehrheit der Richterschaft davon noch nichts wusste. Die Richterschaft wurde
in der Folge von der Politik gezielt ausgewählt, damit sie willkürlich urteilt und damit die Taschen der
kriminellen Politiker und deren Entourage füllt. Auch damit steht der Kanton Zürich nicht alleine da.“ Quelle :
Seite 11, http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Fazit : Nur eine Komplettauswechslung aller Bundes- und Kantonsrichter würde das kriminelle Netzwerk
eindämmen. 
Zustimmung ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 2: Können Sie Ideen oder Mittel vorschlagen, um den Amtsfilz aufzuheben und die willkürliche Richterwahl
zu sabotieren ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.luzi-stamm.ch/hintergrund/politik/voelkerrecht/main.htm
http://www.luzi-stamm.ch/hintergrund/politik/
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
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* 3: "...In diesem Zusammenhang ist die Wechselwirkung zwischen der Wahl der einzelnen Richter und deren
Entscheide zu untersuchen. 
Als Beispiel sei die Wahl der vier zusätzlichen Richter auf das Jahr 1977 zu prüfen, denn ausgerechnet im
Jahre 1977 bricht die Willkür am Obergericht aus. Bis zum Beweis des Gegenteils muss daher davon
ausgegangen werden, dass der Kantonsrat seit der Einschränkung der parlamentarischen Oberaufsicht
vorsätzlich Personen gewählt hat, die nachher absichtlich willkürlich urteilten, um damit das
politischjuristische Netzwerk zu bevorteilen. Die Konsequenz daraus ergibt sich, dass daher die gesamte
Richterschaft befangen ist, weil sie diesem Netzwerk angehört. Würde sie nicht diesem Netzwerk angehören,
so hätte sie sich schon lange Gehör verschaffen müssen, was jedoch noch nie geschehen ist. Das zeigt auch,
wie unabhängig diese Gesellschaft ist!" 
Quelle : Seite 11, http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Frage : Sind Ihnen Beispiele dazu bekannt, oder tönt das für Sie vertraut ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 4: Alex Brunner schrieb am 25.11.05 an Richter Oswald : 
„Leider bin ich am letzten Samstag noch auf den beiliegenden Artikel in der Schweizerischen Juristenzeitung
99 (2003) Nr. 2, Seite 50-51, Die Richterwahl im Kanton Zürich, aufmerksam gemacht worden. Nachdem ich
meine Eingabe an den Kantonsrat im ersten Entwurf erstellt hatte, ist dieser Hinweis gerade zur richtigen Zeit
gekommen, denn im Zusammenhang ergibt es sich, dass die Zürcher Gerichte in meiner Angelegenheit
vollständig befangen sind, weil sie weder unabhängig noch unparteiisch sind, weshalb damit gegen Art. 6
Ziff. 1 EMRK (Europäische Menschenrechtskonvention) verstossen wird. 
Ich unterstelle Ihnen im Einzelfall nicht deliktisches Handeln, doch wenn Sie meine beiliegende 4. Eingabe an
den Zürcher Kantonsrat studiert haben, so müssen Sie zugeben, dass ich Ihnen zumindest aus statistischer
Sicht dies unterstellen muss, weshalb auch Sie im Zusammenhang mit dem erwähnten Artikel in der SJZ
(Schweizerische Juristen Zeitung) befangen sind. Diese Befangenheit ergibt sich nicht nur bei Ihnen, sondern
bei allen Richtern, ist doch meine Situation ausschliesslich auf dieses politisch-juristisches Netzwerk
zurückzuführen, das sich wiederum aus den politischen Parteien rekrutiert, womit sich der Kreis wieder
schliesst. Quelle : Seite 91, http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Bemerkungen oder Wertungen dazu ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 5: Problem Richterwahl : 
Die bei Professor Manfred Rehbinder entstandene Dissertation von Mark M. Livschitz greift ein Thema auf, das
bereits 1978 Gegenstand einer Doktorarbeit bildete (Felix Matter, Der Richter und seine Wahl), jedoch an
Aktualität nichts eingebüsst hat. Was das Tatsächliche betrifft, so konnten mangels Änderungen im
Wahlsystem keine wesentlichen neuen Erkenntnisse gewonnen werden: 
Die Richterwahlen im Kanton Zürich (und in der Schweiz überhaupt) werden von den politischen Parteien
beherrscht, welche nach den Regeln des so genannten freiwilligen Proporzes frei werdende Richtersitze
entsprechend ihrem Wähleranteil unter sich aufteilen und ihnen geeignet scheinende Kandidatinnen und
Kandidaten zur Wahl vorschlagen. Ohne Mitgliedschaft in einer politischen Partei ist eine Richterkarriere fast
unmöglich; es kooptiert sich mit den Worten des Autors auf den Zürcher Richterbänken die politische Elite (S.
255). Das Problem : Interessant sind die Schlussfolgerungen die Livschitz auf verfassungsrechtlicher Ebene
zieht. 
Unter dem Aspekt des Demokratieprinzips wird der freiwillige Proporz als unzulässige apriorische
Festschreibung einer quotenmässigen Verteilung von Mandaten umschrieben, die durch den Ausgang der

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
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Wahl nicht mehr beeinflussbar sei (S. 259). Angesichts der Chancenlosigkeit „wilder“ Kandidaten liege eine
verfassungsrechtlich unzulässige Monopolisierung des Wahlvorschlagsrechts durch die Parteien vor. (S. 264
ff). Dem Öffentlichkeits- und Transparenzpostulat werde nicht genügt, denn bei der Arbeitsweise der
verschiedenen Wahlvorbereitungsausschüsse handle es sich um „unkontrollierte Parteienwirtschaft“ (S. 266
ff). 

Ein konsistentes, nachprüfbare Bewertungskriterien umfassendes Qualifikationsschema bzw. –prozedere für
Richterkandidaten sei nicht ersichtlich, eine fundierte Aussage über die Auswirkung der Richterwahl durch
die Parteien auf die Richterqualität nicht möglich (S. 269). Bezüglich des Diskriminierungsverbotes verstosse
der praktizierte Parteienproporz gegen Art. 8 Abs. 2 BV, weil „Ämterpatronage“ im Sinne quotenmässiger
Zuteilung staatlicher Funktionen an Zugehörige politischer Parteien vorliege (S. 271). Livschitz würdigt seine
Ergebnisse auch im Lichte des Unabhängigkeitsgebotes und Ausnahmegerichtsverbotes und charakterisiert
das Verhältnis Richter – politische Partei als klientelismusähnliches Machtverhältnis, als dessen Symptom er
die in aller Regel von den Richtern ihrer Partei zu entrichtende Partei- (oder Mandats)steuer bezeichnet.
Quelle : Seite 92, http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf Können Sie
weitere Probleme und Nachteile der Richterwahl nennen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 6: Denken Sie, dass die jetzigen eingesetzten Richter sich freiwillig vom Amt zurück ziehen würden, wenn
man ihnen die Probleme aufzeigen würde ? Oder denken Sie, dass die Richter ohne Volkszorndruck und
öffentlichen Mediendruck nicht von alleine ihre Fehler und Falschhandlungsweisen einsehen würden ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 7: Weitere Nachteile für Richter mit Parteizugehörigkeit : 
Das Patron-Klient-Verhältnis ermögliche es den Parteien und somit der Staatsmacht theoretisch, die Richter
nach Belieben unter Druck zu setzen, weil die Richter keinen Anspruch auf Wiederwahl hätten. 
Parlamentarische Kritik an obergerichtlichen Entscheiden wird vom Autor abgelehnt, weil sie faktisch einer
unstatthaften konkreten Rechtssprechungsanweisung gleich kämen. Zusammenfassend hält der Autor daran
fest, dass die Richterwahlen den objektiv begründeten Anschein erzeugten, dass die richterliche
Unabhängigkeit im Sinne von Weisungsfreiheit gegenüber der Staatsgewalt nicht gewährleistet sei. Die
parteipolitische Zusammensetzung führe dazu, dass die Richterbank für bestimmte Geschäfte ad hoc
umbesetzt werden müsse, was dem Verbot der Ausnahmegerichtsbarkeit zuwider laufe. Quelle :
http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
Bemerkung : Sicher gäbe es hier und dort noch weitere kritische Punkte (Vorschriften und Pflichten) im
Zusammenhang mit Richtern, die zu erwähnen wären. Wir verschieben jedoch diese Detailfragen auf spätere
Umfragen und die Diskussionen, die statt finden werden, für neue Gesetzesgebungen...
Stimmen Sie dem Text über die Richterwahl oben zu ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 8: Nennen Sie weitere Probleme, die Sie im Zusammenhang mit Richterwahl und Richtertätigkeiten
beschäftigen :

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf
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9. Analyse zu anderen Justiz-/Politikteil-Problemen
* 1: Kannten Sie die Seite "http://www.zivilcourage.ch/web/home.php schon" schon ? Finden Sie die Seite
und ihr Anliegen gut ? 
Zweckdienlich und nützlich ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 2: Zu Frage 1 : Die Seite finde ich gut, und ich kann die dokumentierten Informationen dort nachvollziehen.
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

* 3: Verstehen Sie den Ausspruch „Sauhäfeli, Saudeckeli“ ? 
Es bedeutet, dass alle „unter einer Decke sind“, „alle auf gleichem Kurs“, „dass jemand einem anderen in den
Arsch kriecht oder heuchelt“, oder dass Vetterli-Wirtschaft und Korruption damit gemeint sind. Obwohl es
heisst, ”Sauhäfeli – Saudeckeli - und jeder weiss, was damit gemeint ist“, konnte ich im Internet keine
genaue Bedeutung des Sprichwortes finden.

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
schon mal davon gehört, aber wusste auch nicht, was es genau bedeuten

soll.

* 4: Von nichts kommt nichts ! Es gibt Bürger oder Personen, die überlassen alles und jedes Problem
Politikern oder Personen, von denen sie denken, dass diese dann schon das Richtige machen würden, und
schon für das Richtige sorgen würden. Durch das Denken, dass sich dann schon jemand um ein „Problem“
sorgen würde, macht am Schluss gar niemand mehr etwas, weil jeder denkt, der „andere macht's“. Richtig ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 5: Bemerkungen zu vorherigen Sprichwort / Problem :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 6: „TEAM“ bedeutet : „Toll, ein anderer machts“ ! Sind Sie gleicher Ansicht ?
Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen

Ja
Nein

Bitte schreiben Sie einen Kommentar zu Ihrer Auswahl

* 7: Was muss man machen, dass dieses Sprichwort nicht zutreffend ist ?
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

http://www.zivilcourage.ch/web/home.php
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* 8: Rechtsverweigerung, Begünstigung, ungetreue Amts- und Geschäftsführung : 
St.Gallen : Regierung und Grosser Rat haben daher nicht nur Rechtsverweigerung und Begünstigung
begangen, sondern darüber hinaus begehen sie zudem noch ungetreue Amts- und Geschäftsführung !
Letztere Verbrechen können auch aus den mir bekannten und teilweise beschriebenen Fällen nachvollzogen
werden. Quelle : http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Kanton_Zuerich/zh_reg_anfrage_unterstuetzung.pdf Frage :
Fallen Ihnen noch andere, akute Probleme ein, die sich in der Justiz und Politik stellen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

9: Können Sie zu obiger Frage weitere Beispiele oder Ihnen bekannte krasse Vorfälle nennen, die auf den
Tisch gebracht werden müssen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 10: Befangenheit und Zielkonflikte am Beispiel Donatsch : 
Alex Brunner schreibt : ...Damit wird auch ersichtlich, weshalb der bei der Gesetzesrevision beauftragte
Experte, Professor A. Donatsch der Universität Zürich, sich nie öffentlich zu diesem Ermächtigungsverfahren
geäussert und damit die Behördenkriminalität billigend in Kauf genommen hat. Donatsch ist gleichzeitig auch
noch Richter am Kassationsgericht. 
Quelle : Seite 12, http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf Finden Sie
auch, dass Herr Donatsch seines Lehr- und Richteramtes enthoben werden muss ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 11: Zensur von oben : Zürcher Regierungsrat. 
„...Im März des Jahres X habe ich den Zürcher Regierungsrat wieder, jedoch diesmal konkret bezüglich des
Ermächtigungsverfahren aufgefordert, dieses zu überprüfen. Doch anstatt den Hinweisen, von denen er
bereits seit drei Jahren Kenntnis hat, nachzugehen, wurde mir verboten, die einzelnen Regierungsmitglieder
anzuschreiben. Wenn mir ein derartiges Verbot ausgesprochen wird, das in keiner Art und Weise auf
rechtliche Normen abgestützt werden kann, so zeigt dies einmal mehr, dass meine Recherchen und
Aufdeckungen auf dem richtigen Weg sind. 
Quelle : Seite 11, http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Recht/zh_kr_eingabe_4.pdf Frage :
Finden sie das gerechtfertigt, dass ein Kantons- oder Nationalrat (ein Parlament), seine Bürger bedrohen
darf, und Ihnen verbieten soll, dass man einzelne Mitglieder anschreiben darf ? 

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
Nein, ich finde das vollkommen daneben, wie der Kantonsrat in diesem Fall

vorgegangen ist. 

* 12: Damit ist meine letzte Frage, ob SP-Regierungsrat Markus Notter einem kriminellen Netzwerk angehöre
bereits beantwortet.
Alex Brunner schreibt : "Damit kommt auch das Netzwerk zum Tragen. Im Kanton St. Gallen bin ich bei den

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Kanton_Zuerich/zh_reg_anfrage_unterstuetzung.pdf
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Behörden zu gut bekannt und gefürchtet, weil ich das kriminelle System aufgedeckt habe. Somit haben sie
ein Interesse, mich zumindest finanziell zu liquidieren. Im Weiteren war die Massnahme der Entwaffnung
gemäss Position A1 nicht nur im Sinne der St. Galler, sondern auch im Sinn der Zürcher, denn wenn ich
Publizität erhalte, steht das kriminelle Netzwerk im Rampenlicht. Daher kann als sicher angenommen worden,
dass auch das Zürcher Netzwerk in diese Massnahme eingeweiht worden ist, selbstverständlich nicht offiziell. 
Quelle : Seite 30, http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf Erstaunt
Sie diese Begebenheit ? Was sind ihre Eindrücke oder Ratschläge, wenn man in eine missliche Lage wie Alex
Brunner gerät ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 13: Probleme mit der Beweissicherung : Im Fall von Alex Brunner und der Geistigen Landesverteidigung : 
"Die Parallelen zum beschriebenen Fall in Position D6 in meiner 4. Eingabe an die BV sind auffallend. Dort ist
noch zu ergänzen, dass mir der Schulpflegepräsident als Schulpfleger verboten hat, das Schulsekretariat
künftig zu betreten. Grund für diese Massnahme war die Tatsache, dass ich mich mehrere Stunden im Archiv
aufgehalten hatte, um die erforderlichen Beweise für ungetreue Amtsführung, Vorteilsgewährung,
Vorteilsannahme sowie ev. ungetreue Geschäftsbesorgung und evt. Urkundenfälschung zu belegen." 
Quelle : Seite 4, http://www.brunner-
architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf

"Bericht über Akteneinsicht in Luzern wegen der Biometriewahl" : http://geistige-
landesverteidigung.ch/Aktuelles/files/bericht-akteneinsicht.pdf
Frage : Ihr Eindruck und eigenen Erlebnisse zur Beweissicherungsproblematik darüber ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 14: Datenschutz als Mittel der Vertuschung missbraucht : 
Vielleicht haben auch Sie schon Erfahrungen mit anderen Behörden, Personen oder Ämtern gehabt, wo es
dann geheissen hat, dass keine Auskunft gegeben werden könne, „wegen Datenschutz“. Der Datenschutz
kann sich jedoch auch als Hindernis bei juristischen und rechtlichen Fragestellungen heraus stellen, so dass
ein Bürger, der einem Amt etwas nachweisen will, ohne Beweise da steht. Eigentlich gilt, dass mit dem
Datenschutz jeder, der seine eigenen Daten nicht veröffentlichen will, geschützt sein sollte. Wenn aber
demjenigen, der seine Daten veröffentlicht haben will, dennoch die Herausgabe der Daten wegen Datenschutz
verweigert wird, weil es z.B. um Haftungs- oder Korruptionsbeweise geht, dann sollte es eine
Ausnahmeregelung dafür geben. 
Haben Sie den Datenschutz- und die Datenschutzgesetzgebung auch schon einmal bemängelt ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

15: Bemerkungen zu obiger Frage, eigene Erfahrungen oder Schilderungen :
Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 16: Das Bundesgericht kann nicht rechnen ? : 
Der Verein Geistige Landesverteidigung schreibt auf seiner Homepage über den Gerichtsprozess wegen der
Wahlbeschwerde bei der Biometrieabstimmung vom 17.5.2009 : 

http://www.brunner-architekt.ch/politik/daten/Schriftenwechsel/Bundesversammlung/bund_bvers_eingabe_4_2.pdf
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„...Es wurde festgehalten, dass ein knappes Abstimmungsergebnis ein Grund für eine Neuauszählung sei. Bei
den biometrischen Pässen sei das Resultat zwar „RELATIV KNAPP“ jedoch aber nicht „ÄUSSERST KNAPP“.
Dies deswegen, weil der Unterschied 5‘504 Stimmen betrug. Dabei vernachlässigte das Bundesgericht
bewusst, dass nicht 5‘504 Stimmen fehlten, sondern 2‘753 Stimmen, um das Resultat zu drehen. Weiter hielt
es fest, dass in den Siebziger Jahren eine Neuauszählung auf kommunaler Ebene angeordnet wurde, weil da
der Unterschied nur 20 Stimmen betrug. Das Bundesgericht verglich also die absoluten Zahlen einer
eidgenössischen Abstimmung mit 3 Millionen Stimmen mit einer Abstimmung mit ein paar tausend Menschen
(Unterschied : absolut zu relativ !). Diese Richter hätten mit dieser Vorgehensweise jede Klasse der
Primarschule wiederholen müssen ! 

Werden sie aktiv ! Räumen wir auf ! Einmal mehr wurde gezeigt, dass in der Schweiz sich über den
Rechtsweg oder den offiziellen politischen Weg sich nichts zum Guten ändern wird. Der einzige Weg, etwas zu
ändern, ist es, wenn einzelne Menschen beginnen aufzuwachen und sehen, was gespielt wird. Bitte hören sie
sich unsere Podcast an, darin nehmen wir sehr ausführlich dazu Stellung, wie wir etwas verändern können.“
Quelle : http://abstimmungsbeobachter.ch/Bundesgericht/Bundesgericht.html 
Frage : Können Sie uns etwas über die Korruption, den Filz oder die privaten Hintergründe der folgenden
Richter „Niccolo Raselli, Heinz Aemisegger, Michel Féraud, Bertrand Reeb“ sagen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 17: Finden Sie auch, dass das Ergebnis der Bundesrichter erstaunlich ist, wenn man als Beispiel die EU-
Wahlen von Irland als Vergleich nimmt, wo Irland nochmals eine zweite Chance für die Lissabon-Abstimmung
gewährt wurde, um dem Lissabon-Vertrag zu ratifizieren, obwohl Irland diesen schon einmal EINDEUTIG in
einer Volkswahl abgelehnt hatte ? 
Warum also sollte man die Biometrieabstimmung der Schweiz nicht noch einmal statt finden lassen ? Was
spricht dagegen ? 
Denken Sie auch, dass die Bundesrichter der Schweiz nur noch eine plausible Kunstbegründung finden
mussten, um die Beschwerde abzuschmettern und das Ergebnis schon fest stand ? Denken Sie auch, dass
hinter dem Ganzen in der Schweiz bis nach Europa eine Bestrebung liegt, um schrittweise eine Weltregierung
zu errichten, ohne dass es jemand merkt ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 18: Finden Sie es notwendig, dass in diesem Fall gegen einen oder alle der beteiligten Bundesrichter selber
ein Straf- oder Amtsverfahren eröffnet werden müsste, wegen Bestechung, Amtswillkür, usw. ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein
Ich teile weitere Vorschläge dazu noch per Mail mit.

* 19: Erika Vögeli schreibt in ihrer unabhängigen Zeitung "Zeit-Fragen" über den Metropolitanraum Zürich : 
"Am 3. Juli wurde der Verein Metropolitanraum Zürich gegründet. Zur Scheinbeschwichtigung wird er als
privatrechtlicher Verein dargestellt, der Zusammenarbeit, wirtschaftliche und allgemeine Entwicklung in der
Region fördern wolle. Schon ein erster Blick auf die tatsächlichen Gegebenheiten zeigt: Dem ist nicht so. Was
hier vollzogen wird, ist ein nur schlecht getarnter Angriff auf unsere demokratischen und
direktdemokratischen Strukturen. Die entsprechenden Berichte in den Medien kamen da der Wahrheit schon
wesentlich näher, wenn darin vom «Umpflügen der Schweiz», einer politischen Neuordnung der Schweiz,
vom Aufbrechen der Kantone usw. die Rede war." Quelle : http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3436 

Siehe auch : 
http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3474 

"Die Gründung des Vereins Metropolitanraum Zürich wirft verschiedene Fragen auf und zeigt, dass von langer
Hand etwas geplant worden ist, um die bewährten demokratischen Kontrollmechanismen zu umgehen. Dies

http://abstimmungsbeobachter.ch/Bundesgericht/Bundesgericht.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Vertrag_von_Lissabon
http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3474
http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3436
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muss daher mit aller Deutlichkeit zurückgewiesen werden. Federführend bei diesem Verein sind der Zürcher
Regierungsratspräsident Markus Notter (SP), der auch als Präsident des sogenannten Metropolitanrats
innerhalb dieses Vereins amtiert, sowie der Stadtpräsident von Winterthur Ernst Wohlwend und der
ehemalige Zürcher Stadtpräsident Elmar Ledergerber, beide Parteikollegen von Notter. Die Organisation der
Metropolitankonferenz verstösst gegen alle Schweizer Prinzipien und besitzt keine demokratische
Legitimation. Als oberstes Organ fungiert ein Ausschuss, der nur aus Exekutivmitgliedern von Gemeinden,
Städten und Kantonen besteht. Aus diesem heraus wird der Metropolitanrat gebildet, der den Verein nach
aussen vertreten soll. Der Vizepräsident des Metropolitanrats ist gleichzeitig der Präsident der
Metropolitankonferenz. Schon in der Anlage ist eine demokratisch unzulässige Ämterkumulation zu erkennen.
Die Metropolitankonferenz bildet ein Pseudoparlament. Gleichzeitig setzt sich diese Konferenz ausschliesslich
aus Exekutivmitgliedern zusammen, was eine völlige Auflösung der Gewaltenteilung bedeutet. 
Schon in der Anlage ist eine demokratisch unzulässige Ämterkumulation zu erkennen. Die
Metropolitankonferenz bildet ein Pseudoparlament. Gleichzeitig setzt sich diese Konferenz ausschliesslich aus
Exekutivmitgliedern zusammen, was eine völlige Auflösung der Gewaltenteilung bedeutet. Auf diesen
gravierenden Mangel angesprochen, antwortete Regierungsrat Notter in der «Neuen Zürcher Zeitung» vom 2.
Juli ausweichend, indem er sagte, dass «im Verein lauter vom Volk gewählte Exekutivpolitiker» wirken und
die «Treffen des Vereins öffentlich» seien. Das ist natürlich plumpe Augenwischerei, denn mitsprechen und
Einfluss nehmen darf die «Öffentlichkeit» nicht. Wollen wir in unserem Land Bürgerkönige wie in Frankreich
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, die nach der erfolgten Wahl schalten und walten können, wie sie
möchten? Wenn man dann auch noch weiss, dass die Gemeinden und Städte bei Abstimmungen innerhalb des
Vereins Stimmenanteile auf Grund ihrer Einwohnerzahl haben und somit die Städte die Gemeinden immer
überstimmen können, fühlt man sich in die Zeit des preussischen Zensuswahlrechts von 1849 versetzt oder in
das Zeitalter des Ancien Régime bzw. der Restauration, als die städtischen Patrizier die Landbevölkerung als
Bürger zweiter Klasse behandelten." 
Quelle : http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3434

Informationen über den Verein finden sich unter der folgenden Adresse : http://www.metropolitanraum-
zuerich.ch/verein.html 
Was denken Sie darüber, welchen Eindruck macht ihnen der Metropolitanraum Zürich als Verein ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 20: „Niemand sei darüber informiert worden.“ 
Frau Vögeli schreibt : „Krasser Verstoss gegen alle demokratischen Gepflogenheiten : Nachfragen bei
verschiedenen Gemeinderäten im Kanton Zürich haben ergeben, dass die meisten nichts davon wussten,
selbst Legislativmitglieder von Kantonsparlamenten waren weder über den Vorgang ihrer Regierungen
informiert noch am Entscheidungsprozess beteiligt oder erfuhren davon erst aus der Presse. Ganz zu
schweigen von der betroffenen Bevölkerung, die von gar nichts wusste. Das Argument, ein Verein sei eine
privatrechtliche Körperschaft und bedürfe daher keiner demokratischen Zustimmung, ist nicht stichhaltig, vor
allem weil die assoziierten Regierungsräte der einzelnen Kantone nicht als Privatpersonen Einsitz nehmen,
sondern wie im Falle des Thurgaus die Industrie- und Handelskammer auf ihrer Webseite titelte: «Thurgau
tritt dem Metropolitanraum bei», und weiter schreibt: «Das hat der Regierungsrat entschieden.»“ Quelle :
Quelle : http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3434

Frage : Finden Sie die schleichende Machtübernahme von künstlichen Gebilden, die weder durch das Volk,
noch von natürlichen Vereinen repräsentiert werden, gut ?

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein, finde ich suspekt.
Der Teufel kommt auf leisen Sohlen...
Wer in der Demokratie schläft, erwacht in der Diktatur.

* 21: Der Metropolitanraum Zürich ist nach seinen eigenen Vereinsstatuten für die Handlungsfelder
„Wirtschaft, Verkehr, Gesellschaft und Lebensraum“ zuständig. Laut Art. 60 des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches darf aber ein Verein keine wirtschaftlichen Zwecke erfüllen : 
„Vereine, die sich einer politischen, religiösen, wissenschaftlichen, künstlerischen, wohltätigen, geselligen
oder andern nicht wirtschaftlichen Aufgabe widmen, erlangen die Persönlichkeit, sobald der Wille, als
Körperschaft zu bestehen, aus den Statuten ersichtlich ist.“ 

http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3434
http://www.metropolitanraum-zuerich.ch/verein.html
http://www.zeit-fragen.ch/index.php?id=3434
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Quelle : http://www.admin.ch/ch/d/sr/210/a60.html 

Trotz den Statuten des Vereines, der sich ja nicht für „wirtschaftliche Bekundungen“ einsetzt, erstaunt es
doch ein wenig, wie der Verein indirekt ursprünglich aus der Wirtschaftsförderorganisation „Greater Zurich
Area“ heraus entstanden ist, und wie sich diese beiden Instrumente zumindest Zielbezogen ähneln. Zugleich
wird auch die Frage aufgeworfen, warum es im Verein unbedingt Vertreter aus den Kantonen und dem
Regierungsrat braucht (Herr Notter), wenn doch die Handlungsfelder alleine durch reine Gemeinde- oder
Städteorganisation zumindest auch erreicht werden könnten (gemeinsame Bildungswege, Freizeitbauten,
Projektförderungen, überregionale Zusammenarbeit, Richtplan bei neuen Strassen für alle öffentlich, usw.). 

Verkehrs- und Wirtschaftsförderhilfen können jedoch schon durch den Bund und die Kantonsparlamente
ausgesprochen werden. Es wird Kritik laut, dass Projektvorhaben, die es in einem Kantonsparlament oder in
einer Gemeindeabstimmung nicht durchschaffen, auf dem Paralellweg wieder bei der Metropolitankonferenz
wieder zugelassen werden können. Gemeindebevölkerungen, wo ein Gemeindevertreter Mitglied bei der
Metropolitankonferenz ist, und welche nicht über die Mitfinanzierung des Vereins befragt wurden oder damit
einverstanden sind, können diese Mitteilung nicht direkt kund tun, da Exekutiv-Mitglieder, wie z.B. die
Gemeindepräsidenten oder Gemeindevertreter nicht daran gebunden sind, was sie an der Konferenz in
welchem Interesse abstimmen. 

Auf Seite 3 der Statuten des Metropolianraum-Vereins steht in Anmerkung 3, unten : "Aufgrund der
vorliegenden Statuten können nur im Gebiet der Schweiz liegende Körperschaften (Kantone, Städte und
Gemeinden) Mitglied mit Stimmrecht im Verein werden. Deutsche Körperschaften (z.B. Städte und
Gemeinden) können assoziiertes Mitglied werden.“ 
Kommentar : Es besteht hier der Eindruck, als solle hier schon etwas Länderübergreifendes vorgezeichnet
werden, was dann in weiteren Abstimmungen und Änderungen schrittweise ausgebaut wird... 
Quelle: http://www.metropolitanraum-
zuerich.ch/fileadmin/downloads/Statuten_Verein_Metropolitankonferenz.pdf 
Art. 21 : „Der Metropolitanrat besteht aus Vertretungen der Kantone, Städte und Gemeinden. Die
Vertretungen müssen ein Mandat in der Exekutive innehaben.“ Kommentar : Was aber ist, wenn dieses
Mandat ausgelaufen ist, und die von den Bürgern gewählten Mandatträger auch dann noch im Verein walten
und bestimmen dürfen ? Diese Regelung wurde in den Statuten noch nicht berücksichtigt. 

Denken Sie, dass die Handlungsfelder des Vereins nur oberflächlich vorgeschoben wurden, und dass der
Verein, vertreten durch z.B. Regierungs- und Kantonsvertreter, langfristig ganz andere Absichten verfolgt,
die sogar wirtschaftlich sind, und einer Paralellregierung (wo auch immer) gehorchen sollen ?

Bitte schreiben Sie Ihre Antwort hier

* 22: In Anbetracht der Entwicklungen mit den schweizerischen und „europäischen“ Metropolitanräumen, wo
„der Raum“ und nicht mehr die „Gemeinden oder Bürger“ das Stimmrecht oder die Zielfokusierung (das
Zentrum) bilden, denken Sie, dass in ihrem Kanton oder in ihrem Berzirk auch ein Zusammenschluss oder ein
Metropolitanraum in den nächsten Jahren kommen wird oder geplant wird ? 

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

* 23: Nochmals aus den Statuten des Metropolianraum-Vereines : 
Art. 4, Absatz 1 : Grundsatz. Der Verein vertritt nicht die Anliegen EINZELNER Mitglieder, sondern stellt den
GEMEINSAMEN Raum in den Mittelpunkt. 
Art. 2, Absatz 4 : Der Metropolitanraum Zürich pflegt Verbindungen zu anderen Metropolitanräumen. 
Art. 3, Absatz d : ...neue Formen der Zusammenarbeit im Metropolitanraum ermöglicht werden. 

Quelle : http://www.metropolitanraum-
zuerich.ch/fileadmin/downloads/Statuten_Verein_Metropolitankonferenz.pdf
Denken Sie, dass die Schaffung eines Metropolitanraum-Netzes über die ganze Schweiz genauso ein "kalter
Staatsstreich" darstellen könnte, um die Schweizer Verfassung, die direkte Demokratie und die
Bürgerkontrolle auszuhebeln ? (Analog dem Beispiel von Alex Brunner mit der Aufhebung der
Parlamentarischen Oberaufsicht).

Bitte nur eine Antwort aus folgenden Möglichkeiten wählen
Ja
Nein

http://www.admin.ch/ch/d/sr/210/a60.html
http://www.metropolitanraum-zuerich.ch/fileadmin/downloads/Statuten_Verein_Metropolitankonferenz.pdf
http://www.metropolitanraum-zuerich.ch/fileadmin/downloads/Statuten_Verein_Metropolitankonferenz.pdf
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Nein
Unglaublich !
Das wäre mir vorher sonst gar nicht aufgefallen..

Übermittlung Ihres ausgefüllten Fragebogens:
Vielen Dank für die Beantwortung des Fragebogens. Bitte faxen Sie den ausgefüllten Fragebogen an 0449307169 by 2010-

02-20.


